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1.  Einleitung 

Österreich hat im Apri l  des vergangenen Jahres das Nationa le  Reform programm und das 
Stab i l itätsprogram m  an die Europäische Kom mission überm ittelt. Diese beiden Dokumente 
wu rden e iner u mfassenden Bewertung durch d ie  Europä ische Kommission unterzogen. Auf 
Basis d ieser Ana lyse hat die Europäische Kom mission für Österreich insgesamt vier 
Länderspezifische Empfeh lungen vorgesch lagen, welche nach intensiven Erörterungen in 
den Ausschüssen und Fachministerräten vom Europäischen Rat am 25./26. J uni geb i l l igt und 
a m  14. Ju l i  2015 vom Rat formal  verabschiedet wurden. Am 26.  Februar 2016 hat d ie 
Europä ische Kommission einen umfassenden Länderbericht vorgelegt, in welchem sie d ie 
Umsetzungsfortschritte bewertet und Zwischenbi lanz bei den nationalen Europa 2020-Zielen 
zieht. Die Komm ission kommt in i h rer Ana lyse zum Sch luss, dass Österreich bei der 
U msetzung der Länderspezifischen Empfeh lungen des Jahres 2015 nur begrenzte 
Fortschritte erzielt hat. Am 8. März veröffent l ichte d ie Europäische Kom mission einen 
Ü berb l ick der Reformfortsch ritte in a l len Mitgl iedstaaten und das Ergebnis der vert ieften 
Ana lyse im Rahmen des Verfah rens bei übermäßigen Ungleichgewichten. Jene 
18 Mitg l iedstaaten, d ie  im November 2015 im Warnmechanismusbericht der  Europäischen 
Kom mission fü r e ine gründ l iche Überprüfung identifiz iert wurden, wurden entsprechend 
dem Analyseergebnis vier Kategorien zugeordnet: ( i )  keine Ungleichgewichte, ( i i )  
Ungleichgewichte, ( i i i )  übermäßige Ungleichgewichte und ( iv )  übermäßige Ungleichgewichte 
mit Korrekturmaßnahmen. Bei a l len Mitgl iedstaaten, in denen Ungleichgewichte 
identifiz iert wurden, setzt ein spez ifisches Monitoring ein, das je nach Schwere der 
zugrund l i egenden Hera usforderungen untersch ied l ich intensiv ausfä l lt .  Bei Österreich 
konnten keine Ungleichgewichte festgestel lt werden. 
Der Ablauf des Europäischen Semesters wurde im vergangenen Jahr  d u rch d ie  vorgezogene 
Veröffentl ichung der Länderberichte deut l ich verbessert. Die Mitgl iedstaaten haben seither 
d ie  Mögl ichkeit bereits in i h ren Nationa len Reformprogrammen und Stab i l itäts- bzw. 
Konvergenzprogram men auf d ie  Analysen und Sch lussfolgerungen der Europä ischen 
Kommission zu reagieren. Das vorl iegende Nationa le  Reformprogra mm folgt der Struktur  der 
Leitl inien vom Dezember 2015 und diskut iert bereits d ie Kernbotschaften der Länderana lyse 
der Europäischen Kommission vom Februar 2016. Dem Nationa len Reformprogram m  sind 
auch zwei Annexe angesch lossen, d ie  eine tabe l larische Übersicht ü ber d ie 
Reformmaßnahmen betreffend d ie Umsetzung der Länderspezifischen Empfeh lungen sowie 
h insichtl ich der Erreichung der nationalen Europa 2020-Zie le auf Ebene des Bundes, der 
Länder, Gemeinden und Städte sowie der Soz ia lpartner geben. 
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2. Gesamtwi rtschaftl iches Umfeld 

2.1 Gesamtwirtschaftliche Entwicklung 

I m  Jahr  2015 ist das Wachstum der österreichischen Wirtschaft mit 0,9% deutl ich unter dem 
Wachstum des Eurorau mes (+1,6%) gebl ieben .  Für das Jahr 2016 wird e in moderater 
Aufschwung m it e inem Wachstum von 1,6% (WI FO; zum Vergle ich :  I HS: 1,5%) erwartet!. 
Positiv auf d ie  Wachstumsdynamik  wirken neben dem I nkrafttreten der Steuerreform im 
Jänner  2016 (OA Prozentpu n kte) auch d ie Ausgaben für anerkannte F lüchtl i nge und 
Asylwerber (0,3 ProzentpunkteL d ie  in  Form von Transferzah lungen zu e inem Anstieg der  
nomine l len  Hausha ltseinkommen beitragen und d ie  Wohnbau in itiative (0, 1 Prozentpunkte) .  
Der sta rke Anstieg des Arbeitskräfteangebots wird auch i n  d e n  kom menden Monaten d ie  
Situation auf dem Arbeitsmarkt prägen .  D ie  Zah l  der Beschäftigten wird i n  den kom menden 
Monaten weiter ansteigen, vor a l lem in den Dienst le istungsbereichen.  G leichzeitig wird 
erwartet, dass der Beschäftigungsaufbau n icht m it dem Anstieg des Arbeitskräftea ngebotes 
mitha lten kann ,  sodass in Summe der Trend  der derzeit ste igenden Arbeitslosigkeit auch im 
Jahr  2016 anha lten wird .  Neben der  erhöhten Anzah l  aus länd ischer Arbeitskräfte aus  den 
EU-Beitritts ländern 2004/2007 ist es vor a l lem d ie  steigende Erwerbsbetei l igung von ä lteren 
Personen und von F rauen,  d ie zum Anstieg des Arbeitskräfteangebotes beitragen .  
Du rch d ie  Steuerreform 2016 werden d ie verfügbaren E inkommen der p rivaten Hausha lte 
erhöht und  d ie rea len privaten Konsumausgaben d ü rften im Jahr  2016 um lJ% (WI FO; zum 
Vergleich I HS :  15%; OeN B  1,6%) anste igen .  Dam it l iefert der he im ische Konsum erstma ls seit 
vier Jahren e inen positiven Wachstumsbeitrag. 
Ebenfa l l s  positiv entwickelt sich die I nvest itionstätigkeit der Unternehmen, deren Wachstum 
zu Beginn  des Jahres Jahr  2015 i n  e in  P lus  d rehte. Auch d ie Exportentwick lung hat 2015 an  
Dynamik  zugelegt. Nach dem E inbruch im Zuge der Russlandsankt ionen gelang es  d ie  
positiven Entwick lungen des  außenwirtschaft l ichen U mfeldes i n  den USA, in  Osteuropa und 
i n  der EU zu n utzen und den Exporte inbruch der vergangenen Jahre zu kompensieren .  Die 
Verbesserung des Leistungsbi lanzsaldos im Jahr  2015 ist weiters a uf d ie ausgezeichnete 
Entwick l ung im Tou rismus zurückzuführen .  
Obwohl  d ie  I nflationsrate i m  Jahresverlauf 2015 m it 0,9% deutl ich u nter dem 
Vorjahresn iveau von lJ% lag, b l ieb sie weiter deutl ich über dem Du rchsch nitt der Eurozone. 
Bis zum Jahresende 2016 dürfte der dämpfende Effekt der Rohölverb i l l igung auf die I nflation 
a uslaufen .  I n  der Fo lge wird mit e inem Anstieg der I nflation gerechnet, der vor a l lem auf 
externe Kostenfaktoren zu rückzuführen ist. 

2.2 Vertiefte Analyse im Ra hmen des Verfahrens zur Feststellung makroökonomischer 

Ungleichgewichte 

Österreich wurde d ieses Jahr  erstmals e iner  vertieften Ü berprüfung mit Schwerpun kt auf 
dem Ban kensektor unterzogen .  Die Europäische Komm ission kommt nach e ingehender 

1 Eine deta i l l ierte Darstel lung des  gesamtwirtschaftl ichen Umfelds findet sich im Österreichischen 
Stabi l itätsprogramm.  Fortschre ibung für die Jah re 2015-2020, Wien: Bundesmin isterium für Finanzen, Apri l 
2016 
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Analyse zum Sch luss2, dass ke ine makroökonomischen U ngleichgewichte vorl iegen .  Die 
Umstrukturierungsmaßnahmen im F inanzsektor haben zwar d ie  öffent l ichen F inanzen 
belastet, aber aus Sicht der Kommission s ind d ie  Fortschritte zufriedenstel lend und es ist 
n icht zu erwarten, dass weitere öffentl iche Mittel notwendig sein werden .  Die 
Ris ikoübernahmekapaz ität und die Widerstandskraft des he im ischen Bankensektors wurden 
durch d ie aufsichtsrecht l ichen Maßnahmen der vergangenen Jahre gestärkt und  i m  Aus land 
konnten d ie loka le  F inanzieru ngsgrundlage sowie d ie Qual ität der Vermögenswerte 
verbessert werden .  Auch d ie Ana lyse der Entwick lung des Exportmarktes hat bestätigt, dass 
kein U ngle ichgewicht besteht.  

2 cf. Länderbericht Österreich 2016 mit e ingehender Überprüfung der  Vermeidung und Korrektur 
makroökonomischer Ungleichgewichte, Arbeitsu nterlage der Kommissionsdienststel len, Brüssel: SWD(2016) 88 
final;  Eu ropäisches Semester 2016: Bewertung der Fortschritte bei den Strukturreformen und bei der 
Verhinderung und Korrektur makroökonomischer Ungleichgewichte sowie Ergebnisse der e ingehenden 
Ü berprüfung gemäß Verordnung (EU) Nr.  1176/201 1, M itte i lung der Kommission an das Europäische 
Parlament, den Rat, die Europäische Zentralbank und die Euro-Gruppe, Brüssel :  COM(2016) 95 final, S .27 
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3. Länderspezifische E m pfehlungen 

Im Rahmen des Europäischen Semesters hat die Kommission die Wirtschaftspol it ik der 
Mitgl iedstaaten umfassend ana lysiert und auf Basis d ieser Ana lyse an jeden Mitgl iedstaat 
spezifische Em pfeh lungen gerichtet. Der Europäische Rat hat d iese Empfeh lungen auf seiner 
Tagung am 25 ./26. Juni 2015 gebi l l igt und die Mitg l iedstaaten aufgefordert, d ie 
Empfeh lungen umzusetzen. Österreich hat 2015 vier Länderspezifische Empfeh lungen 
erha lten. 

Länderspezifische Empfehlung No. 1: 

"Der Rat empfiehlt dass Österreich 2015 und 2016 Maßnahmen trifft, um eine Abweichung 

vom mittelfristigen Haushaltsziel in den Jahren 2015 und 2016 zu vermeiden; die 
Budgetneutralität der Steuerreform, mit der die steuerliche Belastung des Faktors Arbeit 

verringert werden soll, sicherstellt; der Inkongruenz zwischen der Finanzierung der 
verschiedenen staatlichen Ebenen und deren Ausgaben abhilft; Maßnahmen trifft, um die 

langfristige Tragfähigkeit des Pensionssystems sicherzustellen und zu diesem Zweck u.a. das 
gesetzliche Pensionsalter für Frauen und Männer früher harmonisiert und das gesetzliche 

Pensionsalter an die Lebenserwartung koppelt;" 

Einhaltung des mittelfristigen Ha ushaltsziels, Budgetneutra lität der Steuerreform und 

Verri ngerung der steuerl ichen Belastung des Fa ktors Arbeie 

Am 20. Mai 2015 hat der Nationa l rat den Haushaltsrahmen für d ie Jahre 2016-2019 
besch lossen und damit fü r die Jahre 2016 bis 2019 die E inha ltung des m ittelfristigen 
Hausha ltsziels definiert. Um die Budgetneutral ität der im März 2015 beschlossenen und am 
1 .  Jänner 2016 in Kraft getretenen Steuerreform sicherzuste l len, wurde e ine Vielzah l  von 
Gegenfinanzierungsmaßnahmen umgesetzt (cf. BG BI I Nr .  118/2015) .  Die Hä lfte der 
Gegenfinanzierung wird durch d ie Bekämpfung des Steuer- und Sozia l betrugsbetrugs 
a ufgebracht. Steuerl iche Strukturmaßnahmen und ein Sol ida ritätspaket tragen mit rund 1,3 
Mrd . € zur G egenfinanzierung bei .  Die öffentl ichen Hausha lten bringen für d ie  
Gegenfinanzierung 1, 1 Mrd . € d u rch E insparungen bei der öffentl ichen Verwaltung und bei 
Förderungen. Von der Steuerreform 2015/16 gehen positive I m p u lse für die Wirtschaft aus, 
d ie  neben der erwarteten leichten Belebung der Exportkonjunktur  auch eine Belebung der 
inländ ischen N achfrage bedingen, sodass s ich positive Rückkoppelungseffekte für d ie 
Arbeitsmarktdynamik  ergeben. 
Eine ex ante Eva lu ierung der Tarifreform 2015/2016 (s iehe auch Tabe l le  1)  zeigt, dass der 
überwiegende Tei l  der E rwerbstätigen (91,8%) von der Tarifreform 2015/16 profitieren. 
Durch d ie  Reform steigt das jährl iche s imu l ierte Nettoerwerbseinkommen um 
d u rchschnittl ich 997 Euro bzw. 3,8%. D ie  unteren Einkom men wurden durch d ie  Anhebung 
der  Negativsteuer (erstmals auch fü r Pensionist innen) ent lastet, zudem spielen 
Soz ia ltransfers in den unteren Dezi len e ine relativ größere Rol le .  

3 Eine deta i l l i erte Darste l lung der Haushaltsentwicklung findet s ich im Österreichischen Stabi l itätsprogramm.  
Fortschreibung für  die Jahre 2015-2020, Wien: Bundesministerium für  F inanzen, Apri l  2016 
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Tabel le 1: Verte i lungseffekte der Steuerreform 2015/16 für u nselbständ ig und  selbständig 
Erwerbstätige 

Jahreseinkommen nach Steuern und Betroffene 
Sozialabgaben Personen(l) 

Veränderungen durch d ie Alter Männer 
Steuerreform 2015/16 

in  € in€ in % Jahre in % Antei le i n  
% 

6 .118 +163 +2,4 35,2 34,9 55,8 
11 .705 +233 +2,0 37,6 38,8 79,7 
15 .389 +423 +2,7 39,8 34,5 97,4 
17 .989 +740 +4,1 37,6 46,2 99,9 
20.715 +958 +4,6 39,2 57,9 100,0 
23.609 +1.016 +4,3 39,1 6 1,2 100,0 
26 .640 +1 .239 +4,6 41,8 65,1 100,0 
30.304 +1.546 +5, 1 42,3 68,0 100,0 

36 .476 +1 .701 +4,7 45,2 73,6 100,0 
61 .685 +1.957 +3,4 48,4 82, 1  99,8 

Insgesamt 25 .054 +997 +3,8 40,6 55,8 9 1,8 
Frauen 19 .966 +778 +3,6 41,3 0,0 88,7 

Männer 29.015 +1. 168 +4,0 40,0 100 94,2 

Unter 40-Jährige 20.584 +836 +3,7 28,8 59,2 91,1 

Über 40-Jährige 28.255 +1 .113 +3,9 49, 1 53,3 92,2 

Quelle: Rocha-Akis, 2015, S. 391 

Mit Ausnahme der beiden untersten Dez i le ( 1,3% bzw. 1,9% Entlastung) erhöht s ich das 
verfügbare E inkommen i n  a l len E inkommensdezi len u m  2,9% bis 3,8%4. 

Tabel le  2: Verte i lungswirkung der  Steuerreform 2015/16 auf a l l e  Hausha lte 

Dezil 

Gesamt 

Entlastung 
durch d ie 

Reform 

in 1.000 € 
74.415 

152.752 
290.018 
343.870 
402.217 
472.344 
557.574 
664.060 
782.023 

1 .008.864 
4.748.140 

Quelle: Hafer et. al. (2015), S.7 

Entlastung 
durch die 
Reform 

in % 
1,3 
1,9 
2,9 
3,2 
3,3 
3,4 
3,6 
3,8 
3,7 
3, 1 
3,2 

Durchschnittl. Durchschnittl . 
Änderung des Änderung des 
verfügbaren verfügbaren 
Haushalts- äqu ivalisierten 
einkommens Haushalts-

einkommens 
i n€ i n€ 

161 109 
432 268 
778 507 

1.004 638 
1 .146 730 
1.333 867 
1.626 1 .028 
1 .876 1.192 
2. 153 1.386 
2 .712 1.744 
1.294 829 

Antei lsmäßige 
Ent lastung 

i n % 
1,6 
3,2 
6,1 
7,2 
8,5 
9,9 

11,7 
14,0 
16,5 
2 1,2 

100,0 

4 cf. Hofer et.a l .  ( 2015), Ex Ante Eva luation der Steuerreform 2015/16. Wirkungen auf Einkommensvertei lung, 
Arbeitsangebot und makroökonomische Größen, Wien: Institut für Höhere Studien, Projektbericht, S.  7 
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Die Europäische Kom mission bestätigt in i hrem Länderbericht 20165, dass d ie  Steuerreform 
2015/16 in R ichtung der Länderspezifischen Empfeh lung geht und auch den Empfeh lungen 
des Jah reswachstumsberichts 2016 entspricht. Durch d ie  Reform wird d ie  Steuerbelastung 
des Faktors Arbeit deut l ich verringert .  Die Stud ien von WIFO, I HS und E K  bestätigen darüber 
h inaus auch d ie positiven Effekte auf den Arbeitsmarkt. Durch d ie Ent lastung des Faktors 
Arbeit werden Arbeitsanreize geschaffen, d ie mitte l- bis langfristig d ie  Beschäftigung u m  
0,8% bzw. 0,9% erhöhen - d a s  entspricht rund 25.000 b i s  29.000 Arbeitsplätzen. Die 
Arbeitslosenquote wird im langfristigen Verlauf um 0,3 Prozentpunkte gesenkt und der 
Steuerke i l  wird deut l ich reduz iert. Steigende Beschäftigung und höhere Einkommen füh ren 
zu höherem Konsum und finanzieren damit e inen Tei l der Steuerreform. Darüber h inaus  
kom mt das  I HS zu  dem Ergebnis, dass d ie  Reform auch positive Auswi rkungen auf das  
Arbeitsangebot von N iedrigverdienerinnen und N iedrigverd ienern hat6. 

I m  Rah men des Arbeitsmarkt- und Konjunkturgipfels7 am 30. Oktober 2015 wurde zudem 
eine weitere stufenweise Senkung der Lohnnebenkosten vereinbart .  M it 1 .  Jänner 2016 
wurde der Beitrag zum Insolvenz-Entgelt-Fonds um 0, 1 Prozentpunkte gesenkt (cf. BGBI 11 

No. 375/2015) .  Der Beitrag zum FLAF sol l  ab  2017 u m  0,4 Prozentpunkte und ab 2018 um 
weitere 0,2 Prozentpunkte reduz iert werden. Zu einer weiteren Senkung um 
0, 1 Prozentpunkte wird es ab  1 .  Jänner 2018 im Rahmen der  Bonus-Ma lus-Regelung 
kom men (s iehe auch Länderspez ifische Empfeh lung No. 2) .  In Summe werden d ie 
Lohnnebenkosten der Unternehmen durch d iese Entlastungsschritte bis 2018 um b is  zu 1 .  
Mrd .  Euro pro Jahr gesenkt und es werden weitere Impulse für den Arbeitsmarkt erwartet. 
Berücksicht igt man auch d ie  Senkung der Lohnnebenkosten ab 1 .  Ju l i  2014 (0, 1 
Prozentpunkte Unfa l lversicherungsbeitrag) sowie ab  1. Jänner 2015 (0,1 Prozentpunkte 
I ESG-Beitrag), l i egt das Volumen deutl ich über einer Mi l l iarde pro Jahr. 
Bezügl ich der stä rkeren Berücksichtigung ökologischer Aspekte im österre ich ischen 
Steuersystem wurden m it Inkrafttreten der d iesjährigen Steuerreform d ie  Regeln zur 
privaten Nutzung von Dienstwägen geändert .  Ab dem Jahr  2016 hängt der  Sachbezug - a lso 
der zu versteuernde Zuschlag - von den COrEmissionen des Dienstwagens ab, so ist zB d ie  
Nutzung von Fahrzeugen m it einem COrAusstoß von 0 von der Einkommensteuer befre it. 

Inkongruenzen der verschiedenen Regierungsebenen 

Die Reform der Rechnungs legungsvorschriften fü r Länder und Gemeinden wurde im Oktober 
2015 abgesch lossen und d ie  entsprechenden Normen erlassen (cf. BG BI. I I  N r. 3 13/2015 ) .  
M it der  Voranschlags- und Rechnungsabsch lussverordnung (VRV 2015 )  werden Form und 
G l iederung der Voransch läge- und Rechnungsabsch lüsse in a l len öffentl ichen Hausha lten 
harmonis iert und nach den G rundsätzen der Transparenz, Effiz ienz und Vergle ich barkeit 
gesta ltet. Die Best immungen sind von Ländern und Gemeinden m it mehr  a ls 10.000 
Einwohnern spätestens ab dem F inanzjahr  2019 anzuwenden bzw. fü r Gemeinden mit 
weniger a l s  10.000 Einwohnern ab  dem F inanzjahr  2020. 

5 cf. Länderbericht Österreich 2016 mit e ingehender Überprüfung der Vermeidu ng und Korrektur  
makroökonomischer Ungleichgewichte, Arbeitsunterlage der Kommissionsdienststel len, Brüssel :  SWD(2016) 88 
final, S .  64ft. 
6 cf. Hofer et.a l .  (2015), S. 3lf. 
7 cf. Arbeitsmarkt- und Konjunkturg ipfel .  Wachstum und Arbeitsplätze d u rch gezielte Investitionen, Wien, 30. 
Oktober 2015 (https ://www.bka.gv.at/DocView.axd?Cobld=61011)  
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I m  Bereich der Schulverwa ltu ng wird m it der E inrichtung von B i ldungsd irekt ionen8, a ls 
gemeinsame Bund-Länder-Behörde e ine Versch lankung der Verwaltungsstruktur  angestrebt. 
Die B i ldu ngsd i rektionen sol len d ie  Befugn isse der b isherigen Landesschu l räte 
{Bu ndesbehörden} und Schu labtei l u ngen der Lä nder übernehmen .  Im Zuge der 
F inanzausgleichsverhand lungen, welche noch vor dem Sommer 2016 abgesch lossen werden 
sol len, wird auf mehr  Steuerautonomie für die Länder sowie e ine Stärkung der 
Aufgabenorientierung h ingearbeitet9. 

Langfristige Tragfähigkeit des Pensionssystems 

Bei den Auszah lu ngen aus dem Bundeshausha lt fü r Pensionsle istu ngen kam es im Jahr  2015 
zu einer U ntersch reitung der veransch lagten  Auszah l ungen. Dies ist e inerseits auf die gute 
Beitragsentwicklu ng zurückzufü hren sowie andererseits auf e inen geringeren 
Pensionsaufwand .  
Tabelle 3 :  Entwicklung tatsäch l iches Pensionsantrittsa lter 

Alter im jeweiligen Jahr 
Pensionsart 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 
Invaliditatspension 52,4 52,8 53,4 53,4 52,9 52,8 52,7 52,5 52,4 52,3 52,4 52,5 52,1 54,7 
Alterspension 60,7 60,8 60,5 60,7 61,3 61,0 61,0 60,9 60,8 60,8 60,8 60,8 60,8 61,2 
Direktpensionen (IP+AP) 58,0 58,2 58,2 57,7 58,1 58,0 58,1 58,1 58,2 58,1 58,3 58,4 58,5 59,6 
Quelle: Sozio/ministerium, OP/S (On/ine Pension /nformotion System) 

E in  wesentl icher Tei l  des Anstiegs ist auf d ie E infü hrung des Rehabi l itat ionsgeldes im 
Rahmen der I nva l id itätspension-Neu zurückzuführen .  

Abbi l dung 1: Pensionsantrittsa lter 

Pensionsa ntrittsa Iter 
60,5 

60 60 1 

59,5 

59 

58,5 

58 

57,5 
2013 2014 2015 2016 2017 2018 

Quel le :  Sozialministerium 

-+-im 
Regierungsprogramm 
festgelegter pfad 

_faktisches 
Pensionsantrittsalter 

Die Europäische Kom mission empfieh lt Österreich neben der Koppelu ng des 
Pensionsantrittsalters an  d ie Veränderu ngen bei der Lebenserwartung eine raschere 
Harmon is ierung des gesetzl ichen Pensionsantrittsa lters von M ännern und  Frauen .  I m  

8 cf. B i ldungsreformkommission 2015, Vortrag a n  den Min isterrat vom 17. November 2015 
(https:/ /www.bmbf.gv.at/m inisteriu m/vp/2015/2015 1117 .  pdf?55kaz6) 
9 Weitere Detai ls zu den Finanzausgleichsverhandlungen finden sich im Österreichischen Stabi l itätsprogramm. 
Fortschreibung für d ie Jahre 2015-2020, Wien: Bundesmin isterium für Finanzen, Apri l  2016 

2015 
54,9 
61,6 
60,2 
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Hinb l ick auf d ie langfristige Sicherung des gesetz l ichen, auf dem U mlageverfahren 
beruhenden Pensionssystems, hat die Bundesregierung bei i h rem Pensionsgipfel 1o am 29. 
Februar unterstrichen, dass der Anhebung des faktischen Pensionsantrittsa lters in Richtung 
des gesetz l ichen e ine prioritäre Bedeutung zukommt.  
Der Grundsatz "Rehab i l itation vor Pension" steht h ierbei weiterh in im M itte lpunkt und  e in  
längerer Verb le ib i m  Erwerbsleben so l l  du rch gezie lte Maßnahmen gefördert werden .  I m  
E inze lnen werden neben e iner verbesserten Kooperation d e r  betei l igten Institut ionen d i e  
Schwerpunkte a u f  Früh intervention i m  Fa l le  ei nes Kra nkenstandes, d ie  Wiedereingl iederung 
nach langem Krankenstand, d ie  Verbesserung von Rehabi l itat ionsabläufen  sowie neue und  
qua l itative M ethoden der Rehabi l itation gelegt .  
U m  e inen Anreiz zu  schaffen, auch nach dem gesetz l ichen Pensionsalter weiter zu a rbeiten 
und d ie  Alterspension n icht i n  Anspruch zu nehmen, wird neben dem bereits bestehenden 
Bonus  von 4,2% pro Jahr e ine Reduktion des Pensionsbeitrages bis zur Hälfte e ingeführt. 
Als e in  Beitrag zur  Armutsvermeidung im Alter wird d ie  Mindestpension (der 
Ausgleichzu lagenrichtsatz) auf 1 .000 Euro (Wert 2016) angehoben, wenn 30 Beitragsjahre 
aus e iner  Erwerbstätigkeit vorl iegen. Diese Maßnahme kommt vor a l lem jener 
Personengruppe zugute, d ie  wegen geringer E inkommen oder langer Tei lzeitbeschäft igung 
einen geringen Pensionsanspruch haben .  

Länderspezifische Empfehlung No. 2: 

"Der Rat empfiehlt, dass die Maßnahmen zur Erhöhung der Erwerbsbeteiligung von älteren 
Arbeitnehmern und Frauen verstärkt und zu diesem Zweck u.a. verstärkt Kinderbetreuungs­

und Langzeitpflegedienste bereitstellt; Maßnahmen trifft, um die Bildungsergebnisse 

benachteiligter junger Menschen zu verbessern;" 

Erwerbsbeteiligung von älteren Arbeitnehmerinnen und Fra uen 

Die Erhöhung der Erwerbsbetei l igung von ä lteren Arbeitnehmer innen zäh lt zu den 
prioritä ren Bereichen der Beschäftigungspolit ik .  Durch d ie demografische Entwick lung und 
des erschwerten Zugangs zu vorzeitigen Pensionsformen und  aufgrund der Maßnahmen zur  
Ste igerung der E rwerbsbetei l igung ä lterer Arbeitnehmer innen ist das Arbeitsangebot ä lterer 
Personen deutl ich angestiegen.  Dies hat zu e inem Anstieg der Beschäft igungsquote ä lterer 
Arbeitskräfte (50 bis 64 Jahre)  beigetragen .  Bei den Älteren n immt a l lerdings d ie 
Arbeitslosigkeit i m  Verhä ltn is zum Beschäftigungsanstieg geri nger zu a ls im 
Gesamtdu rchschn itt . 

10 Nähere Informationen zu den Ergebnissen des Pensionsgipfels vom 29. Februar 2016 unter 
https:/ /www.sozia lmin isterium.at/cms/ site/ attachm ents/7 /3/ 4/CH3582/CM51456830163590/m i nisterratsvort 
rag_pensionen.pdf 
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Tabel le 4 :  Beschäftigung ä ltere Arbeitnehmer 

55 b i s  59 
Jahre 

Ausgangs­

wert 2012 

82, 1% 

7,9% 

21,6% 

75,2% 

48,0% 

Quelle: Sozialministerium 

Wert 2013 Wert 2014 Aktueller 

Wert 2015 

Männer 
82,5% 82,6% 83,1% 

68,9% 70,3% 7 1,8% 

23,1% 24,7% 28,9% 

Frauen 
76,4% 77,4% 78,8% 

49,8% 5 1, 7% 55,6% 

o jährl. Zielwert 

Veränderung 2018 
seit 2012 Regierungs-

(%-Punkte) programm 

+0,33 kein 

+1,30 

+2,43 

+1,20 

+2,53 

Zielwert 
74,6% 

35,3% 

kein 
Zielwert 
62,9% 

Die Bundesregierung hat besch lossen, d ie  im Jahr  2014 gestartete Beschäjtigungsinitiative 
50+ weiterzuführen und ste l lt dafür fü r das Jahr  2016 150 M io.  Euro zur  Verfügung, fü r 2017 
s ind 175 M io.  Euro vorgesehen.  Angestrebt wird d ie Erhöhung der Beschäftigungsquote der 
50- bis 64-Jährigen von derzeit 56A% (2014) auf 58% im Jahr  2019 (nat ionale Berechnung) .  
Wichtige a rbeitsmarktpol itische Instrumente i n  d iesem Bereich s ind die 
E ing l iederungsbeih i l fe, der Kombi lohn, geförderte Beschäftigung i n  sozia lökonomischen 
Betrieben und gemeinnützigen Beschäftigungsprojekten .  Dem Thema Arbeit und Gesundheit 
bzw. dem Erhalt der Beschäftigungsfähigkeit wird i n  d iesem Kontext große Bedeutung 
beigemessen. Das seit 2013 flächendeckend zur  Verfügung stehende Präventionsprogramm 
jit2work wurde eva lu iert und  weiter verbessert, berufl iche Rehab i l itat ion u nd 
Wiedere ingl iederung nach langem Krankenstand so l len  weiterentwickelt werden .  Die PR­
Kam pagne des Arbeitsmarktservice Einstellungssache 50+ aber auch e ine spezie l l  auf Fra uen 
abgest immte I nformationskampagne zu Pensionen sollen spez ie l l  zur Bewusstse insb i ldung 
h insichtl ich der längeren Beschäftigung ä lterer Arbeitnehmer i n nen beitragen .  

Tabel le 5 :  Arbeitslosenquote ä ltere Arbeitnehmer innen ( nationale Berechn u ng) 
Alter 2012 2013 2014 2015 

Männer  

F rauen 

50-54 Jahre 
55-59 Jahre 
60-64 Jahre 
50-54 Jahre 
55-59 Jahre 

Quelle: Sozialministerium Bali Web 

in% 

7,5 
8,6 

13A 
5,8 
7,3 

in% 

8,2 
9,6 

14,5 
6,3 
8,3 

in% in% 

9,0 9,7 
10,7  1 1, 7  
15,9 15,9 

7,0 7A 
9A 9,9 

Darüber h inaus wurde im Zuge des Arbeitsmarkt- und  Konj u n kturgipfels im Oktober 2015 
vere inbart, ein Bonus-Malus-System einzuführen, das zusätzl iche fi nanz ie l le  Anreize fü r 
U nternehmen schaffen sol l ,  ä ltere Arbeitnehmer i nnen zu beschäftigen .  Wenn zumindest e in 
Zielwert fü r d ie  Beschäftigu ng Älterer b is Mitte 2017 n icht erreicht wird, greift ab  2018 
fo lgendes Model l :  Liegt ein U nternehmen mit m indestens 25 Dienstnehmer innen über der 
branchenspezifischen Beschäftigungsquote fü r Ältere, erhält es ab  dem 1 .  J änner 2018 e inen 
Bonus i n  Form e iner  zusätz l ichen Sen ku ng der Lohn neben kosten (um 0, 1 Prozentpu n kte 
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niedrigere FLAF-Beiträge ) .  Unternehmen, die unter der Branchenquote b leiben, m üssen bei 
Beendigung von Dienstverhä ltnissen die doppelte Auflösungsabgabe zah len (derzeit wären 
das 242 Euro statt 12 1 Euro) .  

Die Erwerbstätigkeit von F ra uen in  der  Altersgruppe der 20- bis 64-Jäh rigen ist im EU­
Vergleich hoch und ist in  den l etzten 10 Jahren von 64,0 % (2005 ) auf 70, 1% angestiegenll. 
Al lerdings ist die Zunahme der Frauenerwerbstätigkeit in erster Linie auf einen  Anstieg der 
Teilzeitbeschäftigung zurückzuführen.  I m  Zehnjah resvergleich erhöhte sich die Teilzeitquote 
von 41,6% (2005 ) auf 46,92014 gingen 67,3% der F rauen im Alter von 25 bis 49 Jahren mit 
Kindern unter 15 Jahren einer Teilzeitbeschäftigung nach .  Bei 44,6% der Paare mit Kindern 
unter 15 Jahren ging 2014 die Frau einer Teilzeit- und  der Mann  einer Vol lzeitbeschäftigung 
nach (2004: 34,8%)12 . 

Die Kommission greift den Punkt Betreuu ngspflichten auch in ihrer Länderana lyse a uf. Sie 
weist darauf hin, dass der Ausbau von ganztägigen Kinderbetreuungsangeboten noch immer 
nicht ausreichend ist. Entsprechend den Daten von Statistik Austria liegt die 
Betreu ungsquote ohne Berücksichtigung der Tageselternbetreu ung und vorzeitig 
eingesch u lter Kinder bei den 0- bis 2-Jährigen bei 23,8% u nd bei den 3-bis 5-Jährigen bei 
92,0%13. 

Abbil dung 2 :  Betreuungsquoten der 0- bis 5-Jährigen 2005-2014 (in %) 

100,0 

90,0 c--
-------

-

80,0 I-

70,0 

60,0 -

50,0 - 0- bis 2-Jährige 

40,0 - - 3- bis 5- Jährige 

30,0 Barcelona-Ziel 

20,0 

10,0 
------� --

0,0 
2005 2006200720082009201020112012 2013 2014 

Quelle: Statistik Austria 

11 cf. Eurostat, Zahlen bi lden den Jahresdurchschnitt der ersten 3 Quarta le 2015 ab  
12 cf. Statistik Austria, Genderstatistik, Stand: 3. März 2016 
http://www.statistik.at/web_de/statistiken/menschen_und_gese l lschaft/sozia les/gender-statistik/index. htm I 
13 cf. Statistik Austria, Kindertagesheimstatistik 2014/15 Stand:  3. September 2015 
http ://www.statistik.at/web _ de/statisti ken/ menschen _ und _gesel lschaft/bi Id u ng_ u nd_ku Itu r /forma les _ bi Id u n 
gswesen/kindertagesheime_kinderbetreuung/021658.html 
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Der Trend der letzten Jahre lässt deut l iche Verbesserungen erkennen, dennoch s ind 
insbesondere für d ie Altersgruppe der 0- bis 2-Jährigen weitere Anstrengungen notwendig, 
um das Barcelona-Zie l  von 33% zu erreichen. Der Schwerpunkt der Ausbau-Offensive l iegt 
daher auf  der Erreich ung des Barcelona-Ziels bei den Unter-Drei-Jährigen im gesamten 
Bundesgebiet. Insgesamt stehen für den Zeitrau m  2014 bis 2017 305 Mio. Euro zur  
Verfügung, seitens der Bundesländer werden Kofinanzierungsm ittel in Höhe von 134 Mio .  
Euro aufgebracht. Fü r  d ie 3- b is  6-Jährigen so l l  in den nächsten Jahren der Ausbau der  
ganztägigen Betreuung weiter vorangetrieben werden. I m  Bereich der Pflege wurden bereits 
im Jahr  2014 mit der E inführung der Pflegekarenz und der Pflegetei lzeit entsprechende 
Strukturen geschaffen, um berufstätigen Angehörigen die Pflege von Angehörigen zu 
er leichtern. Darüber h inaus ist im la ufenden Jahr  eine Novel le des Pflegefondsgesetzes 
geplant, um d ie  bedarfsgerechte Versorgung von pflegebedürftigen Menschen m it le istbaren 
Betreuungs- und Pflegeeinrichtungen bis zum Jahr  2021 s icherzustel len. 
I m  Rahmen der Steuerreform 2015/16 wurden zudem Anreize fü r d ie  Berufstätigkeit von 
F rauen verbessert. Wenn beide Elterntei l e  ein steuerpflichtiges E inkommen aufweisen und 
jewei ls  den Kinderfreibetrag beantragen, kann von beiden ein gespl itteter Kinderfre ibetrag -
der ab  2016 von je 132 Euro auf je  300 Eu ro pro E lterntei l  erhöht wurde - in Anspruch 
genommen werden. Dadu rch beträgt der K inderfreibetrag bei Sp l itting insgesamt 600 Euro.  
Dagegen wurde er für e ine Fami l ie  m it nur e inem Steuerpfl ichtigen von 220 Euro a uf 
440 Euro ab  2016 verdoppelt .  Ergänzend dazu sind auch d ie  getroffenen Vereinbarungen im 
Rahmen des Pensionsgipfels zu  erwähnen, d ie  bereits weiter oben näher ausgefü h rt wurden. 
Ein weiterer wichtiger Hebel für die Steigerung der E rwerbsbetei l igung von Frauen ist d ie 
seit Jahren verankerte Vorgabe an das Arbeitsmarktservice (AMS), zum indest 50% der  M ittel 
der aktiven Arbeitsmarktpol it ik fü r F rauen zu verwenden14. 

Verbesserung der Bildungsergebnisse für benachteiligte junge Menschen 

Die österreich ische Bi ldungspol itik misst der Verbesserung von Bi ldungschancen und 
B i ldungsergebnissen für benachtei l igte junge Menschen große Bedeutung bei .  Zur 
Abfederung sozio-ökonomischer Benachtei l igung wird ein umfassendes Maßnah menpaket 
u mgesetzt, das bereits bei der frü hkind l ichen B i ldung ansetzt und bis zu kostenlosen 
Basisb i ldungs- und Pfl ichtsch u labsch lussangeboten im Rahmen der Initiative 
Erwachsenenbi ldung re icht. Beginnend m it dem Sch u ljahr  2016/17 wird es - ergänzend zum 
Pfl ichtkindergartenjahr  fü r 5-Jährige - e in verpfl ichtendes Beratungsgespräch für E ltern 
geben, deren 4-jährige K inder noch keinen Kindergarten besuchen15. Der 
Kinderga rtenbesuch für d iese Altersgru ppe wird von den Ländern entweder kostenlos oder 
zu einem ermäßigten Beitrag angeboten. Durch die verstä rkte E inbindung in institutionel le 
Kinderbi ldungs- und Kinderbetreuungseinrichtungen sol l  d ie  gesamtheit l iche Entwicklung, 
insbesondere d ie  sprach l iche Entwickl ung, gefördert und der Übertritt in d ie  Schu le 
er le ichtert werden. Der Sprachförderung wird insgesamt eine große Bedeutung 
beigemessen, da s ie eine der Sch lüssel ro l len fü r gelungene Integration ist und Voraussetzung 

14 Eine von WIFO und IHS durchgeführte Wirku ngsuntersuchung zeigt d ie deutl ich korrektive Funktion und 
Sensibi l is ierung für Gleichste l lung (cf. Lutz, H/Schratzensta l ler, M/Leitner, A/La imer, A ,  2013, 50% des Budgets 
der a ktiven Arbeitsmarktpol itik für Frauen. Implementierung, Umsetzung und Wirkung des Genderbudgetziels 
( http://www.forschungsnetzwerk.at/download pu b/Studie%2050%20 Prozent%20des%20Budgets%20der%20a k 
tiven%20Arbeitsmarktpolitik%20fuer%20Frauen .pdf) 
15 cf. Vereinbarung gemäß Art. 15a B-VG über die halbtägig kostenlose und verpflichtende frühe Förderung in 
institutionel len Kinderbi ldu ngs- u nd -betreuu ngseinrichtungen in den Kindergartenjahren 2015/16, 2016/17 
und 2017/18, BGBI I. No. 138/2015 
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für e ine erfolgreiche weitere schu l ische und berufl iche Karriere darste l lt .  Das 
Regierungsprogra mm a ls auch die Besch lüsse der B i ldungsreform sehen außerdem die 
E infü hrung eines zweiten verpfl ichtenden G ratis-Kindergartenjahres für 4-Jäh rige vor. 
Um den Ü bergang vom Kindergarten in die Schu le  zu verbessern und G rundkompetenzen, 
Interessen und Begabungen der Kinder zu stärken, s ieht der Entwurf der B i ldungsreform 
zah lreiche Maßnahmen vor. Das letzte verpfl ichtende Kindergartenjahr  und d ie  beiden 
ersten Volkssch u ljahre werden dabei a ls  gemeinsame Schu le ingangsphase aufgefasst16. Die 
Kooperation von Kindergärten und Volksschu len (Netzwerkschu len) wird weiterentwickelt 
und flächendeckend ausgebaut. Mitte ls eines B i ldungskom passes wird fü r a l l e  K inder im 
Alter ab 3 � Jahren bis zum Ende der Schu l laufbahn eine du rchgehende Sprachstands- und 
Entwickl ungsdokumentation mitte ls Portfo l iosystem angelegt. Darüber h inaus  sol l  e in 
bundesweit verbind l icher, e inheit l icher Qua l itätsrahmen i m  Bereich E lementarpädagogik m it 
den Ländern a bgestim mt und besch lossen werden. Die U msetzung sol l  stufenweise bis 2025 
a bgeschlossen sein. Weitere Maßnahmen werden a uch zur  Verbesserung der Aus- und 
Weiterbi ldung von E lementarpädagoglnnen gesetzt. 
Zur Verbesserung der  Sprach- und Lesefertigkeiten von Kind ern, deren Erstsprache nicht 
Deutsch ist, werden bewäh rte M aßnahmen im Bereich "Deutsch a ls  Zweitsprache" ( DaZ) 
fortgeführt und ausgebaut sowie um Sprachstartgruppen ergänzt, u . a .  um auch d ie 
Zielgruppe der Asylwerberinnen und subsid iär  Sch utzberechtigten besser erfassen zu 
können. Aus dem extra e ingerichteten Topf fü r Integrationsmaßnahmen wurden 23,75 Mio .  
Euro dem Bi ldungsbereich zugewiesen17 . Das BFRG 2017-2020 s ieht zusätz l ich 40 M io.  Euro 
für 2016 und 80 Mio .  Euro fü r 2017 fü r Integrationsmaßnahmen im B i ldungsbereich vor. Für  
Sch ü le r/innen mit  nichtdeutscher M uttersprache, wird das im Pfl ichtschu l bereich 
vorgesehene Schu lbuch-Budget- für Schu lbücher und Unterrichtsm ittel fü r "Deutsch als 
Zweitsprache" mit dem Sch u ljahr  2016/17 um 15% angehoben . .  Für j ugendl iche F l üchtl inge, 
d ie  nicht mehr der Sch u l pfl icht unterl iegen, wurde für d ie  m it dem Schu ljahr  2015/16 an 
berufsbi ldenden Schulen eingerichtete Übergangsstufe ein eigenes Sch u lbuchbudget 
geschaffen. 
Durch den Zustrom von F l üchtl ingen sind d ie  Herausforderungen für das österreich ische 
B i ldungswesen a uf a l len Ebenen deutl ich angestiegen. G rundsätzl ich sind die bestehenden 
Instru mente zur  Integration von Kindern und J ugend l ichen mit anderen Erstsprachen a ls  
Deutsch durchaus a uch geeignet, d ie  Integration anerkannter F lücht l inge und subs id iär  
Schutzberechtigter in das österreich ische Schu lsystem zu fördern. Im vergangenen Jahr  ist es  
dem österreich ischen Schu lwesen gelungen, fast 10.000 Kinder  und J ugend l iche 
a ufzunehmen. Um unmitte lbar  auf d ie  geänderten Bedingungen seit  Herbst 2015 reagieren 
zu können, wurde ein Integrationspa ket m it dem Ziel e iner Ausweitung der Sprachförderung 
an Sch u len, d ie  vermehrt Flüchtl inge aufgenommen haben, geschnü rt .  Weiters wurde der 
E insatz mobi ler interku lture l ler  Teams, d ie  d i rekt an den Schu len helfen sol len, vorbereitet. 
Auch fü r nicht mehr  schu lpfl icht ige junge F lücht l inge stehen Angebote zur  Verfügung: Für  
jugend l iche F lüchtl inge mit guter Vorb i ldung wurden Übergangsstufen in weiterfüh rende 
Sch u len konz ip iert und für Jugend l iche m it geringer Vorb i ldung wu rden Basisbi ldungskurse 
m it dem Schwerpunkt Alphabetisierung geöffnet. Die U msetzung der  nächsten Sch ritte 

16 Nähere Informationen zu den einzelnen Eckpu n kten der Bildungsreform siehe B i ldungsreformkommission, 
Vortrag an den Min isterrat vom 17.  Novem ber 2015 
https://www.bmbf.gv.at/ministerium/vp/2015/20151117.pdf?55kaz6 
17 Regierungsklausur a m  l1.September 2015; Budgetäre Vorsorge im BFRG und BFG 2016 (cf. BGBI I 140/2015, 
im NR am 26. November 2015 beschlossen).  
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erfo lgt 2016 d u rch e in u mfassendes Ressourcenpaket "Integrat ion und B i ldung" und  e in  
ergänzendes pädagogisches Paket " Respekt, Zusam men leben und  Gle ichste l l ung von 
Männern und Frauen" .  
E inen bedeutsamen Beitrag zur  Verbesserung der B i ldungsergebn isse benachtei l igter junger 
Menschen leisten auch ganztägige Schu lformen .  Desha lb  wird der Ausbau des ganztägigen 
Schu langebots forciert fortgesetzt. Bis zum Schu ljahr  2018/19 sol l  das Angebot von derzeit 
rund 147.000 Plätzen (2015/16) auf bis zu 200.000 Plätze ausgebaut werden .  Dam it sol l  e ine 
Betreu ungsq uote von bis zu 30% erreicht werden .  
Mit Beginn  des  Schu ljah res 2015/16 s ind  a l le  ehemal igen Hau ptsch u len österreichweit Neue  
Mittelschu len .  A l s  Reaktion auf d ie  i m  März vergangenen Jahres veröffent l ichte 
Eva lu ierung18 wird mit strengen qua l itativen und  quantitativen Mon itori ngvorgaben und  
e iner  entsprechenden Entwicklu ngsbegleitung d u rch das  Bundeszentrum für lernende 
Sch u len weiter an  der Qua l itätssicherung und -steigerung gearbeitet. M itte lfristig so l l  sich 
die Veränderung der Unterrichtsprozesse verstä rkt positiv auf d ie Leistungsentwick lung 
durchsch lagen, sodass sozio-ökonom ische  Benachte i l igungen abgefedert und  d ie 
B i ldungsergebn isse fü r benachtei l igte j unge Menschen nachha ltig verbessert werden 
können .  2013/14 gab es österreichweit erstmals Daten darüber, in  welche 
B i ldungsein richtungen Absolvent innen der N MS nach ihrem Sch ulabsch luss wechse ln .  Dem 
bisherigen Trend folgend besuchten im Schu ljahr  2014/15 45%% des N MS­
Absch lussjahrganges danach e ine höhere Schu le  (AHS-Oberstufe bzw. BHS), bei 
Hauptschu labgänger innen waren es 40,4%. Bei K indern m it n icht-deutscher M uttersprache 
zeigen die Daten fü r das Sch u ljahr  2014/15 ebenfa l l s, dass m it 30,8% deut l ich mehr  
Schü l er innen i n  e ine höhere Schu le  übertreten a ls K inder, d ie  e ine Hau ptschule besucht 
haben (22,1%).  Der Unterschied zwischen Kindern mit deutscher bzw. n icht-deutscher 
U mgangssprache, fä l l t  bei K indern a us der Neuen M itte lschu le  geringer aus a ls i n  der  
Hauptschu le19. Die Ergebn isse der N MS Evaluation der  ersten be iden Generationen zeigen 
jedoch auch deutl ich, dass Änderungen im pädagogischen Bereich led igl ich eine begrenzte 
Wirkung auf d ie  Vererbung des B i ldungsstandards  der Eltern auf d ie  nächste Generation 
aufweisen. Im B i ldungsreformpaket sind Model l regionen einer gemeinsamen Schu le  fü r a l l e  
6 - b i s  14-Jährigen im Ausmaß von 15% der betroffenen Sch u len bzw. Sch ü ler innen 
vorgesehen.  Z ie l  i st  e ine Schu le, i n  der sich a l l e  Sch ü ler i n nen entsprechend i h rer 
ind ividue l len Fäh igkeiten bestmögl ich entwicke ln kön nen .  Welche Effekte eintreten, wird 
mit e iner  geplanten Eva lu ierung i m  Jahr  2025 feststel lbar  sein .  

länderspezifische Em pfehlung No. 3 

"Der Rat empfiehlt, dass Österreich Maßnahmen trifft, um die unverhältnismäßigen 

Schranken für Dienstleistungsanbieter und Hindernisse für die Gründung interdisziplinärer 
Unternehmen zu beseitigen;" 

Die Europäische Kommission verortet i n  den Zugangs- und Ausü bungsbesch ränkungen für 
reglementierte Berufe Wachstumshemmn isse, d ie  sich negativ auf d ie Produktivität und  d ie 
Wettbewerbsfäh igkeit i n  d iesen Branchen auswirken können .  Grundsätzl ich verfügt 

18 cf. Eder, F'/Altrichter H ./Hofmann, F/ Weber, c., 2015 Evaluation der Neuen M ittelschu le  ( N MS).  Befunde aus  
den Anfangskohorten, Forschungsbericht, Graz 
19 cf. Statistik Austria, Schu lstatistik. E rstel lt am 14.12 .2015 
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Österre ich über le istungsfäh ige Strukturen der berufl ichen B i ldung und Qua l ifizierung und 
m it H i nb l ick auf das hohe Qualifi kationsniveau und den Konsumentenschutz wird auch 
weiterh in d ie  Aufrechterha ltung und Weiterentwick lung hoher Qua l itätsstandards  
angestrebt. Es besteht daher  e in großes I nteresse an  e iner  quantitativen und qua l itativen 
Evaluierung der bestehenden U nterschiede der Zugangsbesch ränkungen fü r best immte 
Berufe. Österreich n immt an der gegenseitigen Eva luierung reglementierter Berufe tei l  und 
hat im Rahmen der Evaluierung überprüft, ob d ie  e inze lnen Regul ierungen erforderl ich und 
angemessen s ind .  Die E rgebn isse d ieser Überprüfung wurden in e inem nationalen 
Aktionsplan zusammengefasst, welcher der Europä ischen Komm ission i m  Dezember 2015 
übermittelt wurde .  I m  Frühjahr  2017 ist e in Endbericht der Europäischen Kommission zu den 
e inze lnen Aktionsp länen vorgesehen .  I n  e iner wissenschaftl ichen Analyse des 
Forschungsinstituts fü r fre ie Berufe an  der Wirtschaftsun iversität Wien, d ie dem Aktionsp lan 
beigefügt ist, wird auch darauf h ingewiesen, dass sich d ie  Beschäftigung be i  den fre ien 
Berufen i n  den letzten zehn Ja hren (2004-2013) überdurchschn itt l ich dynamisch entwickelt 
hat und mit e inem Plus von 22% deut l ich ü ber dem Wachstum der unselbständ ig 
Beschäftigten ( 14,3%) l iegt2o. 
Weiters ist zu erwähnen, dass i m  Rahmen der Novel le  der Gewerbeordnung (GewO 1994) 
die Berufsanerken nungsrichtl i n ie  den Vorgaben entsprechend per Jänner 2016 umgesetzt 
wurde.  Damit wurden d ie  Voraussetzungen für d ie  Anerkennung von Berufsqua l ifi kationen 
aus anderen EU-Staaten i n  einigen Punkten herabgesetzt21. Im Bereich der 
Zivi ltech ni kergesel lschaften ist e ine Novel le des Zivi ltech n i kergesetzes geplant, sodass mit 
einer Lockerung der Zugangsregelungen noch bis zur Jahreshä lfte 2016 zu rechnen ist. I m  
Bereich d e r  gehobenen mediz in isch-tech nischen Berufe wurden im J a h r  2015 ebenfa l l s  
F lex ib i l i s ierungen und Liberal is ierungen vorgenommen und d ie  Berufsausübungsrege ln  
entsprechend den modernen Anforderungen des  Gesundheitswesens angepasst22• 

E ine i nterdisz ip l i näre Zusa mmenarbeit in best immten Formen und Bereichen 
(Arbeitsgemeinschaften, Werkverträge) war zwar b isher möglich, n icht aber d ie  Schaffung 
e iner  gemeinsamen i nterd isz ip l i nären jurist ischen Person. Daher wurde im Vorjahr  basierend 
auf den Besch lüssen des  Reformdia logs der Bundesregierung vom 23.  Jun i  2015 e ine 
ressortü bergreifende Arbeitsgruppe e ingesetzt, i n  d ie  auch Berufsvertreter e in bezogen s ind, 
um eine Lösung i m  S inne des Reformdia logs herbeizuführen .  

Länderspezifische Empfehlung No. 4 

"Der Rat empfiehlt, dass Österreich Maßnahmen trifft, um die durch ausländische 

Risikopositionen und unzureichende Aktiva-Qualität bedingte potenzielle Anfälligkeit des 
Finanzsektors zu mindern. 11 

20 Dies entspricht einem jährlichen Beschäftigungsplus von 2,5%; cf. 
Aktionsplan Österreich ( in  Umsetzung von Art. 59 der Richtl inie 2005/36/EG über d ie Anerkennung von 
Berufsqua lifikat ionen), Wien: Bundesminister ium für Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft, Dezember 2015 
21 cf. Änderung der Gewerbeordnung 1994 (BGB I No.  155/2015) 
22 cf. Änderung des Mediz inischer Masseur- und Hei lmasseurgesetzes, des MTD-Gesetzes und des 
Medizinischen Assistenzberufe-Gesetzes ( BG BI I .  No.  33/2015) 

� 15 
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Zur Stärkung des österreich ischen Bankensektors hat das F inanzmarktstabi l itätsgremium 
(FMSG) im September der F inanzmarktaufsicht ( FMA) empfoh len, e i nen  Systemrisi kopuffer 
für die wesentl ichen österre ich i schen  Bank institute, d ie großtei ls unter EZB Aufsicht stehen, 
mit i ntensivem Osteu ropaengagement, vorzusch reiben . Damit sol l  Eigenkapital aufgebaut 
werden, um plötz l iche Verluste - etwa durch "non performing loans" i n  Osteuropa - besser 
bewä ltigen zu können.  Der Systemris ikopuffer wird beginnend mit 2016 um 0,25% bis zum 
Jahr  2019 kont inu ier l ich auf 2% angehoben und auf d ie jeweils gü ltige SREP-Rati023 

a ufgesch l agen . 
Die U mstruktur ierung des österreich ischen Ban kensektors wird konsequent entsprechend 
den be ih i lferechtl ichen Vorgaben der Europä ischen Kommission umgesetzt. I m  Apri l  2015 
hat die tei lstaatl iche Österreich ische Volksbanken AG (ÖVAG) den Verkauf i h rer 
verlustreichen Rumän ientochter "Vo lksbank Roma n ia"  abgesch lossen. Im Ju l i  2015 wurde 
d ie Neuordn ung der Strukturen mit der Spaltung der ÖVAG und Umwand l ung in e ine 
Abbaugesel lschaft rechtl ich bestätigt .  Der Abbaugesel lschaft immigon port!olioabbau ag 

obl iegt d ie Aufgabe e ine geordnete, aktive und  bestmögliche Verwertung der 
Vermögenswerte s icherzuste l len24 . 
Im Herbst e in igte s ich d ie Repu b l i k  Österreich mit dem Freistaat Bayern auf e inen 
Genera lvergleich betreffend  d ie  Bayrische Landesbank  und  HETA Asset Reso lution AG . Damit 
war es mögl ich Rechtssicherheit herzuste l len .  I m  Oktober wurde vom Nationa l rat e in  
Sondergesetz25 besch lossen, das d ie ausverhande lten Vergle ichszah lungen i n  Form e iner  
rückführbaren  Sicherste l lu ngsleistung i n  Höhe von 1 ,23 M rd .  Eu ro ermögl ichte. 

23 I m  Rahmen des aufsichtl ichen Überprüfungs- und Bewertungsprozesses SREP (Supervisory Review and 
Eva luation Process) werden von der EZB Kernkapita lquoten fü r Banken vorgegeben. 
24 Weitere Detai ls zur Restrukturierung des Bankensektors finden sich im Österreichischen 
Stabi l itätsprogramm.  Fortschreibung für die Jahre 2015-2020, Wien: Bundesministerium für Finanzen, Apri l  
2016 
25 cf. BGBI I No. 127/2015 
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, 

4. Europa 2020 Ziele: Fortschritte und Maßnahmen 

Die nationa len Europa-2020 Z ie le  s ind seit dem Jahr  2010 für d ie  Bundesregierung wie auch 
d ie Länder maßgebl iche Orientierungsgrößen. D ie Fortschritte s ind i n  a l len  Bereichen 
s ichtbar, auch wen n  d ie angestrebten Ziele bis zum Jahr  2020 i n  e in igen Bereichen 
voraussichtl ich n icht erre icht werden .  

Tabel le 6: Übersicht Europa-2020 Ziele 

Beschäftigungsquote i n  % 

F&E-I nvestitionen in % des B IP  

Emissionsziel 

Reduktion i n  den N icht-Emissions-Handelssektoren 

(gegenüber 2005) 

Anteil erneuerbarer Energien a m  

Bruttoendenergieverbrauch 

Energieeffizienz bzw. Stabilisierung des 

Endenergieverbrauchs (in Mtoe)
26 

Frühzeitige Schul- und Ausbildu ngsabgängerinnen 

Tertiärer Bildu ngsabschluss 

Sen kung des Anteils der von Armut/sozialer 

Ausgrenzung bedrohten Bevölkerung i n  Personen 

(Basisjahr 2008) 
(1) (vorlaufiger) Wert für 2015 

4.1 Arbeitsmarkt und Beschäftigung 

Nationales Ziel 

2020 Stand 2014 

77% 74,2% 

3,76% 3,1%(1) 

-16% -15% 

34% 33,1% 

25,1 26,8 

9,5% 7,3%(1) 

38% 39,1%(1) 

-235.000 -148.000(1) 

EU-Gesamtziel 

2020 Stand 2014 

75% 69,2% 

3,0% 2,03% 

-10% _14%(1) 

20% 16% 

1.086 1.061,2 

< 10% 10,9%(1) 

�40% 38,5%(1) 

-20,000.000 4,795.000 

Quelle: Eurostat 

Die Beschäftigung entwickelte s ich i m  vergangenen Jahr  trotz der schwachen Konjunktur 
relativ robust .  Die Anzah l  der Beschäftigten ist i m  Jahr 2015 gegenüber dem Vorjahr  um 
0,9% gestiegen, a l lerdings ist aufgrund des gestiegenen Arbeitskräfteangebots a uch d ie 
Arbeitslosigkeit im Jahresver lauf um O,8%-Punkte auf 9, 1% (nat ionale Berech n u ng) 
gestiegen27• Das Arbeitskräfteangebot wird auch 2016 u nd in den kom menden Jahren  weiter 
zunehmen .  Mehrere Faktoren sind fü r d iesen Anstieg m aßgebl ich: N eben dem erhöhten 
Zuwachs aus ländischer Arbeitskräfte aus den EU-Beitrittsländern 2004/2007 ist auch zu 
erwarten, dass d ie  E rwerbsq uote von ä lteren Arbeitnehmer innen aufgrund  der Maßnahmen 

26 Gemäß Statist i k  Austria beträgt der EEV 2014 25,4 Mtoe. Der Unterschied zu den Eurostat-Daten ergibt sich 
primär aus der unterschied lichen Zuordnung des Energieträgereinsatzes in  der Eisen- und Stah lerzeugung zum 
nicht energetischen Verbrauch .  
2 7  

cf. AMS (http://www.ams.at/_docs/001_spezia lthema_1215 .pdf) 
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zur  Anhebung des faktischen Pensionsantrittsa lters ansteigen wird. E ine  weitere 
Herausforderung fü r den österre ich ischen  Arbeitsmarkt ergibt s ich aus der  I ntegration von 
anerkannten F l ücht l i ngen und  subsid iär Sch utzberechtigten in den Arbeitsmarkt. Al lerd ings 
ist anzumerken, dass letztgenannte Personengruppe das Arbeitskräfteangebot erst mit  e iner 
zeitl ichen Verzögeru ng, voraussichtl ich überwiegend im Jahr 2017,  erhöhen wird .  

Tabel le 7 :  Wichtige Arbeitsmarktdaten 2015 ( nationa le  Berechnung) 
Bestand I Quote Veränderung zum Vorjahr 

Unselbständig Beschäftigte 3.534.854 +31.454 +0,9% 
Frauen 1.656.696 +16.335 + 1,0% 
Männer 1.878. 158 +15. 119 +0,8% 

Arbeitslose Personen 354.332 +34.974 +11,0% 
Frauen 149 .261 +13 .433 +9,9% 
Männer 205.071 +21.541 +11,7% 

Arbeitslosenquote (Registerquote) 9, 1% +O,8%-Punkte 
Frauen 8,3% +O,6%-Punkte 
Männer 9,8% +O,9%-Punkte 

Quelle: AMS 

Vor dem Hi ntergrund der derzeitigen Herausforderungen auf dem österreich ischen 
Arbeitsmarkt hat  d ie Bundesregierung i m  Oktober 201528 e in umfassendes 
Maßnahmenpaket besch lossen .  Dam it fü r Maßnahmen der aktiven Arbeitsmarktpol it ik  
genügend M ittel zu r  Verfügung stehen, werden im Jahr  2016 aus den passiven 
Budgetmitte ln  (Arbeitslosenversicherung) zusätz l ich 50 M io. Euro zur Verfügung gestel lt, 
sodass in Summe ein Betrag von zusätz l ich 300 Mio .  Euro an aktivierten M itte ln  zur  
Verfügung steht. Ab dem Jahr  2017 werden dauerhaft 350 Mio .  Euro aktiviert.  
Um besser auf die unmitte lbaren Herausforderu ngen von Langzeitarbeits losigkeit reagieren 
zu können, wurde  im Budgetbegleitgesetz29 eine F lexib i l is ierung der veransch lagten M ittel 
vorgenommen.  Fü r  Personen, d ie  länger a ls  365 Tage beim AMS a rbeitslos vorgemerkt s ind, 
werden Beschäftigungsbeih i lfen in Höhe von bis zu 100 Mio .  E uro zur  Verfügung gestel lt. E in  
zentrales I nstrument der  aktiven Arbeitsmarktpol it ik, u m  Langzeitarbeitslosen d ie  Rückkehr 
i n  d ie  Beschäftigung zu ermöglichen,  ist d ie Eingliederungsbe ih i lfe .  Arbeitgeber können 
e inen Zuschuss zu den Lohn- und Lohnnebenkosten erha lten, wenn sie l änger vorgemerkte 
a rbeitslose Personen einste l len .  Die temporäre Beschäftigung in soz ia lökonomischen 
Betrieben und  gemeinnützigen Beschäftigungsprojekten ist e in weiteres bewäh rtes 
I nstrument der Wiedereingl iederung in den Arbeitsmarkt. Fü r  d ie  Förderung älterer 
Arbeitnehmer innen (Beschä!tigungsinitiative 50+) s ind für das Jahr  2016 150 M io. Euro 
vorgesehen (s iehe auch Kapitel 3, Länderspez ifische Empfeh lung No .  2 ) .  Fü r  beide 
Zielgru ppen werden jewei ls  b is  zu 60% der vorgesehenen M ittel fü r Ei ngl iederungsbeih i l fen 
und  Kombi lohn und  bis zu 40% für sozia lökonomische Betriebe und  gemeinnützige 
Beschäftigungsprojekte verwendet. 

2 8  Arbeitsmarkt- und Konjunkturgipfe l :  Wachstum und Arbeitsplätze durch gezielte I nvestitionen, Wien: 30. 
Oktober 2015 (https ://www. bka .gv.at/DocView.axd?Cobld=61011)  
2 9  cf. Budgetbegleitgesetz 2016 (BGBI I No.  144/2015) 

18 
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M it der erweiterten Alterstei lzeit - Tei l pension, d ie seit 1. Jänner 2016 i n  Kraft ist, steht e in 
wirksam es I nstru ment zur  Verfügung, u m  ä ltere Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
länger i n  Beschäftigung zu ha lten . Anstatt i n  Korridorpension zu gehen, werden 
Beschäftigungsverhä ltn isse i n  Tei lzeit b is zum Regelpens ionsa lter gefördert, sodass künftig 
Pensionen absch lagsfrei b le iben .  Grundsätz l ich ist e ine Red uktion der wöchentl ichen 
Arbeitszeit um 40 bis 60% bei tei lweisem Lohnausgleich mögl ich. 
Für  I ntegrationsmaßnahmen von Asylberechtigten i n  den Arbeitsmarkt s ind ab  2016 jewei ls 
70 M io.  Euro veranschlagt. Zudem hat die Bundesregierung im Rahmen der 
Regierungsk lausur  am 11. September 2015 besch lossen, einen "Topf fü r I ntegrat ion" i n  Höhe 
von 75 Mio. Euro e inzurichten und daraus auch Maßnahmen für die Arbeitsmarkti ntegrat ion 
von Asylberechtigten zu finanz ieren .  Das BFRG 2017-2020 sieht jewei ls  zusätzl ich 40 Mio .  
Euro fü r 2016 und  2017 für I ntegrationsmaßnahmen i m  Arbeitsmarktbereich vor. 
Die Ausgaben des AMS für die Arbeitsmarktförderung von anerkannten F l üchtl i ngen und 
subs id iär  Schutzberechtigten betrugen im Jahr  2014 rund 43 M io. Euro. 2015 wurden rund 
50 M io.  Euro ausgegeben, der G roßtei l  davon für Qua l ifizierungsbeih i lfen .  
E i nen  weiteren Schwerpunkt der Arbeitsmarktpol it ik b i l den  Jugend l iche, wobei besonderes 
Augenmerk auf Jugendl iche m it M igrat ionshintergru nd gelegt wird. Im Jahresdurchschn itt 
2015 waren nahezu 47.000 Jugend l iche (15- bis 24-Jährige) arbeitslos. Knapp 40% a l ler  
a rbeitslosen Jugend l ichen hatten  e inen M igrationshintergrund30. E ine spezie l le  
Herausforderung i n  d iesem Bereich ist der vergleichsweise hohe Antei l  von J ugendlichen,  d ie 
s ich weder in Beschäftigung noch i n  weiterer Ausbi ldu ng ( N E ET31 ) befinden .  E iner Stud ie  der 
Johannes Kepler U n iversität L inz32 zufolge befanden sich zwischen 2006 und  2013 jähr l ich 
durchschn ittl ich 75. 100 J ugend l iche i n  e iner N EET-Situation .  Dementsprechend wurden i m  
vergangenen J a h r  spezifische Maßnahmenpakete verabschiedet. 
Beginnend m it dem Schu ljahr  2016/17 sol l  jeder J ugen d l iche nach der Pfl ichtsch u le  im Zuge 

des Programms ,,AusBildung bis 18" verpfl ichtend e ine Ausb i ldung absolvieren oder s ich 
weiterb i lden .  Dazu gehören der  Besuch einer a l lgemeinb i ldenden oder berufsb i ldenden 
mittleren oder höheren Sch u le, das Absolvieren e iner dua len Ausb i ldung oder der Besuch 
e iner anerka nnten arbeitsma rkt- oder b i ldu ngspol it ischen  E in richtung, d ie a uf e ine 
Rei ntegration i n  weiterfüh rende Ausb i l dungs- und  B i ldungsangebote vorbereitet. Ergänzend 
dazu wird auch weiterh in auf bewä hrte I nstrumente wie J ugendcoach ing und 
Produktionssch u len  zur  Ausb i ldungsvorbereitung bzw. zur  Unterstützu ng der betrieb l ichen 
Berufsausb i ldung auf Lehr l i ngs- und  Lehrbetriebscoach ing gesetzt. Darüber h inaus 
er le ichtern n iederschwel l ige Maßnahmen und  Programme der au ßerschu l ischen  
Jugendarbeit d ie  I ntegrat ion der J ugend l ichen i n  den Arbeitsmarkt, beisp ielsweise durch 
stu ndenweise Beschäftigung. Ältere Jugendl iche werden du rch d ie  U nterstützung beim 
Nach holen von B i ldungsabsch lüssen, bei der Berufsausbi l dung und ergänzenden 
Qual ifiz ierungen gefördert. 

30cf. Sozia lministerium, ELiS (http://www.dnet.at/elis/ Arbeitsmarkt.aspx) 
31NEET = Not in  Education, Employment or Training; Anteil der Jugend l ichen, die weder in  Beschäftigung oder 
Ausbildung noch im Training sind 
32 cf. Koblbauer, Ch./Bacher, J ./Tam esberger, D./Leitgöb, H ., 2015, Jugendl iche weder in Beschäftigung, 
Ausbi ldung noch in  Tra ining: Ein Bundeländervergleich . Forschungsbericht, April 2015 
( http://www.jku.at/soz/ content/ e94921/ e95831/ e96904/ e27 2914/N E ET -BerichtVersion3 _ge r. pdf) 
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--- ------------ ------------------------------

4.2 Forschung und Entwicklung 

Laut Stat ist ik  Austria wurden für Forsch ung und experimente l le  Entwick lung im Jahr  2015 
geschätzte 10,4 Mrd. Euro ausgegeben.  Damit haben sich die Bruttoinla ndsausgaben für 
Forschung und Entwick lung gegenüber dem Jahr  2014 u m  2,8% erhöht. I m  Verhä ltnis zum 
Bruttoinlandsprodukt entspricht das einer Forschungsq uote von 3, 1%33. 
Der U nternehmenssektor ist m it 47,2% ( rund 4,76 M rd .  Euro )  der quantitativ wicht igste 
Sektor fü r Forschung und Entwick lung. Berücksichtigt man auch d ie F inanzierung durch 
aus länd ische Unternehmen (e in  Großtei l  davon von m u ltinationa len Konzernen, deren 
Tochterunternehmen in Österreich Forschu ng betre iben)  entfa l len  auf den Privatsektor rund 
62,6%. Damit nähert man s ich kont inu ier l ich an  das i n  der österreich ischen FTI -Strategie 
verankerte Ziel der Vertei l ung  der Forsch ungsfinanz ierung auf zwei Drittel privat und ein 
Dritte l  öffent l ich an. Bund und Länder tragen mit 3,2 1  M rd .  Euro bzw. 0,44 M rd .  Euro knapp 
37% der  Gesamtaufwendungen. Der öffentl iche Sektor fi nanz ierte damit einen 
vergleichsweise hohen Ante i l  der  F&E-Ausgaben.  U m  das Z ie l  der  Forschu ngsfinanz ierung im 
angestrebten Verhältnis zu  erreichen, s ind weitere Anreize durch den Unternehmenssektor 
notwend ig. 
In den letzten Jahren  ist die F&E-Quote Österreichs kont in u ier l ich gestiegen .  Im EU-
28 Vergleich l iegt Österre ich 2014 (dem letzten Jahr, fü r welches Vergleichszah len verfügbar 
s ind )  h i nter F inn land, Schweden und Dänemark und deut l ich ü ber  dem Du rchschnitt der EU-
28 von 2,03%34. Damit d ieser Trend auch in Zukunft fortgesetzt werden kann, wurde i m  
Rahmen d e r  Steuerreform 2015/16 besch lossen, d ie  Forschungsprämie von 10% a uf 12% z u  
erhöhen. Weiters wurde eine Zuzugsbegünstigung für Wissenschaft ler und  Forscher  i n  Form 
eines pauschalen Fre ibetrags (30% der zum Tarif besteuerten Einkünfte aus 
wissenschaftl icher Tätigkeit fü r einen Zeitrau m  von fünf Jahren ab  Zeitpunkt des Zuzugs) 
eingefü hrt. Außerdem wurde vereinbart, m it den Einnahmen aus der befristeten Anhebung 
des Spitzensteuersatzes a uf 55% für E inkommensantei le über 1 M io.  Euro einen Österreich ­
Fonds, auf Basis e iner Schätzu ng für 2016, vorerst iHv 50 Mio .  Euro zu dotieren .  Die 
Fondsmittel werden zur  Hä lfte fü r d ie Förderung der  G rund lagenforschu ng sowie der 
angewandten Forschung verwendet. Die zweite Hälfte ist fü r d ie  Erforschung und  
Entwick lung von grund legenden ind ustrie l len  Technologien in den Bereichen Mobi l ität, 
Energie und  Informations- und  Kommunikat ionstechnologien vorgesehen.  Weitere 
Erleichterungen für d ie  F inanz ierung privater F&E-Aufwendungen wurden m it dem 
Alternativfinanzierungsgesetz {AltFG )35 geschaffen .  Du rch das neue G esetz wurde, bei 
gleichzeitigem Erha lt des notwend igen An legerschutzes, die Prospektpfl icht erhebl ich 
gelockert .  
Nachdem seit Sommer 2015 i n  Arbeitsgruppen, d ie  von Expert innen  aus Min isterien, 
Interessensvertretungen, Vertretern von Gebietskörperschaften, Soz ia lpartnern und 
anderen Stake Holdern gebi ldet wurden, e in grund legender Entwu rf der  Digital Roadmap 
2016 erarbeitet wurde, erfolgte im Februar 2016 der Sta rtschuss fü r e ine breit angelegte 
Bete i l igung. I m  Rah men des " I KT Konvent Österre ich "  wurde d iese vorläufige 

33 cf. Statistik Austria, Globa lschätzung für 2015 
(http ://www.statistik.at/web_de/statistiken/energie_ u mwelt_ i nnovatio n _ mobil itaet/forsch u ng_ und _i n novati 
on/ globa Ischaetzu ng_ forschu ngsq uote jaeh rl ich/i ndex. htm I )  
34 cf. Eurostat, Europa 2020 
( http ://ec.europa .eu/eurostat/tgm/table .do ?ta b=ta ble&in it= l&la nguage=de&pcode=t2020 _ 20&p lugi n=l )  
3 5  cf. BGBI I No. 1 14/2015; in Kraft seit September 2015 
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Bestandsaufnahme präsentiert, auf deren Basis e ine bre ite On l ine-Konsultation und  e in 
offener Crowdsourcing-Prozess gestartet wurde36. D ie  Ergebn isse d ieses 
Konsultationsprozesses fl ießen in die Erste l lung der Digital Roadmap 2016 ein,  d ie bis zum 
Jahresende in e inen Regieru ngsbeschluss m ünden so l l .  

4.3 Kl imaschutz und Energie 

Die E uropäische U n ion hat sich m it dem Kl ima- und Energiepaket 2007 das verb ind l iche Ziel 
gesetzt, b is zum Jahr 2020 den Tre ibhausgasausstoß im Vergleich zum Jahr  1990 um 20% zu 
reduzieren, den Anteil der erneuerbaren Energiequel len am Bruttoendenergieverbrauch auf 
20% zu erhöhen und d ie  Energieeffiz ienz um 20% zu ste igern .  D iese dre i  Subz ie le wurden 
auf nat ionaler Ebene übernommen und entsprechende nationa le  Vorgaben bzw. Ziele 
defin iert .  

Verringerung der Treibhausgasemissionen 

EU-weit wurde das Ziel festgelegt, d ie  Treibhausgasemissionen im N icht­
Em issionshande lsbereich gegenüber  dem Basisjahr  2005 um 10% bis 2020 zu verringern. 
Diese Verpfl ichtung wurde auf d ie M itgl iedstaaten im Rahmen des Effort-Sharing37, 
entsprechend i h res wirtschaftl ichen Wohlstandes aufgetei lt. Für  Österreich bedeutet d ies, 
dass es d ie Tre ibhausgas-Emiss ionen der n icht vom E missionshande l  erfassten Quel len um 
16% gegenüber 2005 reduz ieren muss. Die nationa le  Umsetzung d ieses Besch lusses erfolgt 
über das K l imaschutzgesetz (KSG) 38. Im Jun i  2015 wurde vom Min isterrat e in 
Maßnahmen programm für den Zeitrau m  2015 bis 201839 besch lossen, das aufbauend auf 
der  ersten U msetzungsstufe (2013-2014) weitere Maßnahmen auf Ebene der Länder und des 
Bundes defin iert .  Berechnu ngen des U mweltbundesamtes zufo lge wird d ieses 
Maßnahmenpaket dazu beitragen, die Tre ibhausgasemiss ionen im Jahr  2020 um ca. 1,9 Mio .  
Tonnen COrÄquiva lent40 zu  red uzieren. Die jüngst veröffentl ichte Tre ibhausgas-B i lanz  zeigt, 
dass der Trend sti mmt :  Der fü r 2014 im KSG festgelegte Zielwert von 52 ,1  Tonnen COr 
Äquiva lent wurde um ca. 3,9 M io.  Tonnen untersch ritten.  Die tatsächl ichen Em issionen 
(N icht-Emiss ionshandelsbereich ) erreichten 2014 48,2 Mio. Tonnen COrÄqu ivalent und 
l agen damit sowohl  unter dem Ziel fü r 2014 als auch unter dem Ziel fü r 201541. Es ist 
geplant, noch im F rühjahr  d ieses Jahres e in G rü n buch fü r e ine i ntegrierte Energie- und 
K l imastrategie 2030 vorzu legen. 

3 6  Weitere Informationen siehe : https ://www.d igita l roadmap.gv.at/de/ 
37 cf. Effort-Sharing Entscheidung No. 406/2009/EG 
38 cf. K l imaschutzgesetz BGBI I .  No.  106/2011  i .d .g .F. 
39 cf. Umweltbundesamt, 2015, K l imaschutzbericht 2015 
40 Zu den Treibhausgasen zählen Kohlendioxid (C02), Methan (C04) und andere kl imawirksame Stoffe. Die Gase 
besitzen zum Teil sehr unterschiedl iche Erwärmungspotenziale. Um sie aufzusummieren, werden sie auf die 
Kl imawirksamkeit von CO2 normiert. Die Treibhauspotenziale der Gase bemessen sich damit relativ zu CO2 in 
den ,,(02-Äqu ivalenten". 
41 cf. Umweltbundesamt, 2016, Treibhausgas- Inventur 2014 
( http://www .u mweltbu ndesamt.atjfi leadm in/site/presse/ news _ 2016/THG­
Bi la nz _ H i ntergru nd information . pdf) 
( http://www.umweltbundesamt.at/fi leadmin/site/publ ikationen/REP0555.pdf) 
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Den Anteil erneuerbarer Energien steigern 

Der Antei l  der erneuerbaren Energieque l len am Bruttoendenergieverbrauch ist EU-weit a uf 
20% zu erhöhen .  I n  Österreich ist d ieser Wert gemäß EU-Erneuerbaren Richt l in ie  auf 34% 
anzuheben.  Schon im Jahr  2014 kon nte der Antei l  erneuerba ren Quel len bereits auf 33, 1% 
gesteigert werden .  I nsbesondere wurde ein hoher Antei l  an erneuerbarer Energie bei Strom 
(aus Wasserkraft, Wind, Photovoltaik, Erdwärme und  Biomasse) mit knapp 70% am 
Gesamtstromverbrauch erreicht. Weiters wurden hohe erneuerbaren Ante i le  be im 
Gesamtwä rmeverbrauch registriert42 . Der  Antei l  an rechenbarer erneuerbarer Energieträger 
im Verkehr  erreichte knapp 6,9% bzw. 8,6% wenn d ie erneuerbare E lektrizität e in bezogen 
wird. 

Abb i ldung 3 :  Antei l  erneuerbarer Energien, 2014 am Bruttoendenergieverbrauch 

40 

30 

20 

Quel le :  Eu rostat 

Energieeffizienz erhöhen 

Mit dem Energieeffiz ienzgesetz ( EEff-G )43 wird das Ziel verfolgt, die Energieeffizienz sowie 
d ie  Versorgungssicherheit zu verbessern .  Seit 1 .  Jänner 2015 s ind große Unternehmen 
(Unternehmensverpfl ichtung) sowie Energie l ieferanten ( Lieferantenverpfl ichtung)  
verpfl ichtet, s ich mit  i h rem Energieverbrauch bzw. Energieabsatz an  Endkunden 
auseinanderzusetzen.  I m  Apri l  2015 wurde in der  Österreich ischen Energieagentu r e ine 
Energieeffiz ienz-Monitoringste l le eingerichtet, u m  d ie  Verpfl ichtung aus dem E EffG 
entsprechend zu  eva lu ieren und  zu ü berprüfen .  
Mit Stand Februar  2016 - nach über  e inem Jahr  des  Bestehens des Energieeffiz ienzgesetzes 
- kon nte von der Energieeffiz ienz-Monitori ngste l l e  e ine positive Zwischenb i l anz  zum 
Energieeffiz ienzgesetz gezogen werden .  Auf  Basis vorläufiger, noch n icht verifiz ierter Daten 
der Monitori ngstel l e  haben die Energie l iefera nten 10.882 Maßnahmen im U mfang von 9,59 
PJ ei ngemeldet ( und  damit i h re Verpfl ichtung von 5,51 PJ deut l ich übererfü l l t ) .  Ebenfa l l s  
übererfü l lt wurde gemäß der vorläufigen, von der Mon itori ngstel l e  noch n icht verifiz ierten 
Daten d ie Energieeffiz ienzverpfl ichtung im Hausha ltsbereich. Zusätz l ich haben U nternehmen 
freiwi l l ig  Maßnahmen im Ausmaß von 11, 15 PJ be i  der Mon itori ngstel le  gemeldet und  damit 
das Potenz ia l  aufgezeigt, das i m  Energieeffiz ienzbereich vorhanden ist .  

4 2  cf. Statist ik  Austria, Energiebilanzen 
http://www.statisti k . at/web_de/statist i ken/energie_ u mwelU n novation _mobil itaet/ energie _ und _ u mwelt/ ene 
rgie/energiebi lanzen/index.html (29.02.2016) 
4 3  Energieeffizienzgesetz ( EEff-G), BGBI I NO.72/2014 
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Auch eine erste Eva lu ierung der  Unternehmensverpfl ichtung (Durchführung e ines qua l itativ 
hochwertigen Energieaud its a l le  vier Jahre oder Errichtung eines kontinuier l ichen 
Managementsystems mit Energieschwerpunkt) zeigt, dass in Summe bereits mehr als 1 .000 
Aud its der  Monitoringstel le gemeldet wurden, wobei e inze lne Aud its mehrere Unternehmen 
umfassen können. U m  h ier insbesondere d ie Input-Output-Re lation des Stromverbrauchs zu 
verbessern, stehen rund 450 qua l ifiz ierte Energieaud itoren zur  Verfügung44. 
Gemäß EEff-G ist auch der Bund verpfl ichtet, Energieeffiz ienzmaßnahmen zu setzen, 48,2 
GWh an E insparungen 2014 bis 2020. Die Bundesdienststel len haben 2014 und 2015 
Energieeffiz ienzcontractingprojekte neu aufgelegt, Energiemanagement d u rchgefü h rt und 
Sanierungsmaßnahmen an Gebäuden und Gebäudetechnik du rchgefüh rt. Durch d iese 
Maßnahmen konnten bereits fast 20 Prozent des 2020-Zie ls erre icht werden. 
Im laufenden Jahr  sol l weiterhin die Fortfü hrung der Förderaktion des Bundes für d ie 
therm ische Sanierung von Häusern, Wohnungen und Betriebsgebäuden zur  Verbesserung 
der Energieeffiz ienz beitragen. Vorgesehen sind in Summe 43,S M io. Euro fü r das Jahr  2016. 
Du rch d ie bereits frü h  in Österreich umgesetzten M aßnahmen zur  Energieeinsparung und 
d ie amb itionierten Vorgaben des Energieeffiz ienzgesetzes ist es gelungen, den 
Endenergieverbrauch in Österreich 2014 auf 1 .063 PJ zu reduz ieren. Damit rückt die 
Erreichung des im EEff-G angestrebten Endenergieverbrauchs von maximal  1 . 100 PJ bzw. 
1 .050 PJ bis 2020 in greifbare Nähe .  

4.4 Bi ldung 

Anteil der frühen Schulabgängerinnen senken 

Im B i ldungsbereich hat Österreich in den vergangenen Jahren Fortschritte h insichtl ich der 
Erre ichung der beiden Europa-2020 B i ld ungsz ie le gemacht. Österreich hatte sich zum Ziel 
gesetzt, d ie Quote der frühen Schu l - und Ausbi ldungsabgänger unter 9,5% zu ha lten. Der 
angestrebte Zielwert wurde bereits unterboten und erre icht im Jahr  2015 voraussichtl ich 
7,3%. Dennoch gi lt es v ie le Hera usforderungen so zu gestalten, damit Wachstum, Wohlstand 
und soz ia ler Zusammenhalt gel ingen. Die Europä ische Kommission weist i m  Länderbericht 
2016 darauf h in, dass der B i ldungserfo lg junger Menschen nach wie vor sehr stark von i h rem 
sozio-ökonom ischen Hintergrund beeinfl usst wird.  Insbesondere junge M enschen m it 
Migrationshintergrund seien gefährdet. Tatsäch l ich scheiden Jugend l iche mit 
M igrationshintergrund häufiger vorzeitig aus dem Sch ulsystem aus, oder s ie beenden d ie 
Pfl ichtschu lausb i ld ung ohne über einen positiven Schu labsch luss zu verfügen. Trotz des 
deutl ich höheren N iveaus bei Jugend l ichen mit M igrationsh intergrund zeigt sich seit 2008 
ein sinkender Trend . Weitere wichtige I m pulse in d iesem Kontext werden von der neuen 
I nitiat ive ,,AusBildung bis 18" erwartet (s iehe a uch 4. 1 und Annex 1, Tabel le 2 und 3 ) ) .  

44 cf. Monitoringstel le Energieeffizienz 
http ://monitoringstell e.at/i ndex. ph p ?id=69S&tx _ ttnews%S Btt_ news%S D=973&cHash=S39923bOcc92 11SbS 10 
76f82dc617Sdd 
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Tabel le 8 :  Frühzeitige Schu l - und  Ausbi ldungsabgänger innen ( ESL)  
Jahr 

M igrationsh intergrund  
G esamt 
Ohne M igrationshintergrun d  
Erste Generation 

(in %) 

2008 2009 2010 201 1  
10,2 
6,4 
25,7 
25,0 

8,8 
5,5 
22,9 
20,4 

8,3 
5,3 
2 1,4 
16,3 

8,5 
5,9 
20,7 
14,9 

2012 2013 2014 
7,8 7,5 7,0 
5,2 4,7 4,6 
18,5 19,6 16,0 
18,5 17, 1 14,7 

Zur Förderung der persön l ichen Lebens- und  Berufswege a l ler  K inder sowie von Wachstum, 
Woh lstand und soz ia lem Zusammenha lt i n  Österreich und  i n  Europa, hat d ie 
Bundesregierung im November 2015 d ie  Eckpunkte e iner umfassenden B i l dungsreform46 

besch lossen. E in  Fahrp lan zur  Umsetzung des Pakets, das i n  untersch iedl ichen Etappen und 
Sch ritten ausgerol lt werden sol l ,  wurde vere inbart. Das  B i ldungspaket umfasst i nsgesamt 
sechs Modu le .  Die Reformen begi n nen im Bereich der E lementarpädagogik und sehen 
Verbesseru ngen in der Schule ingangsphase (Übergang K indergarten/Volkssch u le )  vor.  Den 
Schu len wird mehr Autonomie i n  der pädagogischen, organ isatorischen, personel len und  
finanzie l len G esta ltung gewäh rt .  Außerdem können i n  Model l regionen i m  Ausmaß von 
maxima l  15% der betroffenen Sch u len und  Schü leri n nen und  Schü ler  e ine gemeinsame 
Schu le  der 6- bis 14-Jährigen erprobt und wissenschaftl ich begle itet werden .  Das 
B i ldungs innovationspaket sieht d ie flächendeckende Verfügbarkeit von u ltraschnel lem 
Breitbandinternet an  Schu len vor und beabsichtigt d ie E inrichtung e iner B i ldungsstiftung, d ie  
- nach Vorbi ld der Nationa lstiftung für Forschung, Technologie und Entwick lung - auf  
kom petitiver Basis a l s  Exzel lenzprogramm du rch innovative B i ldu ngs- und  
Sch u l (forschungs)projekte für d ie  K indergarten- und Schu l  pädagogik sowie d ie Begabten­
und  Begabungsförderung M ittel zur  Verfügu ng ste l len wird. Durch d ie E in richtung von 
B i ldungsd irektionen in den e inze lnen Bundes ländern wird d ie  Schu lverwaltung versch l ankt .  
Für  das Z ie l  e iner nachha ltigen I ntegration i n  G esel lschaft und  Arbeitsmarkt fü r d ie  
Zielgru ppe der Personen m it Basisb i ldu ngsbedart7 werden d ie  kosten losen 
B i ldungsangebote im Rahmen der Erwachsenenb i ldung fortgeführt und  m it H i lfe von ESF­
M itte ln  in  der Periode 2015-2017 erweitert.  
I m  Februar 2016 wurde zudem vom Nationa lrat das Bundesgesetz über den Nationalen 
Qua l ifikationsrahmen (NQR-Gesetz)48 besch lossen .  Der Nationa le Qua l ifikationsrahmen 
macht das österreich ische Bildungssystem, insbes. Qua l ifikationen der berufl ichen B i ldung, 
eu ropaweit besser vergleichbar  und  fördert zugleich lebensbegleitendes Lernen, welches 

45 Gemessen wird d ie Anzahl der 18- bis 24-jährigen Jugendlichen, d ie keinen Schulabschluss der 
Sekundarstufe 1 1  erreicht haben und sich aktuel l  n icht in  Ausbi ldung befinden Von Personen mit 
M igrationshintergrund wurden beide E lternteile i m  Ausland geboren, wobei Angehörige der ersten Generation 
selbst im Ausland geboren wurden und Personen der zweiten Generation in  Österreich zur Welt gekommen 
sind.  
4 6  cf. B i ldungsreformkommission 2015, Vortrag an den M inisterrat 
(https ://www.bmbf.gv.at/ministerium/vp/2015/20151117.pdf?55kaz6) 
47 Untere Zielgruppengröße für Österreich:  243.000 Personen mit Basisbi ldu ngs- und Alphabetisierungsbedarf 
(E rgebn is einer Studie des IHS, s iehe: Steiner, MariojVogtenhuber, Stefan (2014):  Grundl agenanalysen für d ie 
In itiative Erwachsenenbi ldung, Wien)  
48 cf. https ://www.parlament.gv.at/PAKTjVHG/XXV /1/1_01007 /fname_506793. pdf 
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formales, n icht-forma les und  informel les Lernen umfasst . Davon werden n icht zu letzt auch 
b i ldungsbenachtei l igte junge M enschen profit ieren .  

Anteil der tertiären Bildungsabschl üsse steigern 

Im Rahmen der nationalen Europa-2020 Ziele hat sich Österreich das Zie l  gesetzt, den Antei l  
der 30- bis 34-Jährigen, die e in Hochschu lstud ium abgesch lossen haben oder über e inen 
gleichwertigen Absch luss verfügen, auf 38% zu erhöhen .  Gegenwärtig erfü l lt Österreich mit 
e inem Anteil von 39, 1%49 im Jahr  2015 das nationa le  Ziel .  I m  Wintersemester 2014/15 
be legten nach aktue l len Berechnungen von Statist ik  Austria 375 .911  Personen ein 
ordentl iches Stud ium oder waren für ein Leh rgang-Stud ium an e iner  österreich ischen 
U niversität, Fachhochsch u le  oder an  einer Pädagogischen Hochschu le  inskrib iert . Damit ist 
d ie Zah l  der Stud ierenden gegenüber  dem Stud ienjahr  2013/14 um 2,2% angestiegen .  I m  
Fünfjahresvergleich beträgt d e r  Anst ieg 16,3%50. 
U ngeachtet d ieser positiven Entwick lung gibt d ie  Europäische Komm ission i n  i h rer 
Länderana lyse zu bedenken,  dass d ie Zah l  der M I NT-Absolvent lnnen im Vergleich zu anderen 
I nd ustrie ländern zu gering ist, sodass d ie österreichischen Bemühungen zum I n novation­
Leader aufzusteigen,  dadurch gefährdet se in könnten.  Neueste Daten der OECD (Stand 
November 2015)51 zeichnen aber e in weita us positiveres B i ld .  Der Antei l  der M INT­
Absolvent innen im gesamten Tertiä rbereich (zusätz l ich zum Hochschu lbereich ( I SCED 6 bis 8, 
d . h .  U n iversitäten und Fachhochschu len und  Pädagogische Hochschu len )  noch den Bereich 
ISCED 5 (Absch luss an  e iner  BHS) )  betrug i n  Österreich im Jahr  2013 28%52. Damit l iegt 
Österreich gle ichauf mit F inn land .  N u r  Deutsch land (34%), G riechenland (30%) und Süd korea 
(31%) haben e inen höheren Antei l  an M I NT-Absolvent l nnen . Im Wintersemester 2014/15 
waren i nsgesa mt 109.971 ordent l iche Stud ierende in M I NT-Fächern an U n iversitäten und  
Fachhochschu len gemeldet. Davon waren 27.807 Erst inskr ipt ionen.  I m  Stud ienjahr  2013/14 
gab es in  den M I NT-Fächern 14.790 Stud ienabschl üsse, d ies entspricht 31,5% a l ler 
Stud ienabsch lüsse. Ähn l ich sieht d ie Entwicklung an den Fachhochschulen aus :  Auch dort 
wurden i m  Studienjahr  2013/14 35,6% a l ler  Stud ien i m  M I NT-Bereich abgesch lossen53. 
Die Europäische Kommission spricht i n  der Lä nderanalyse auch d ie F inanzierung der  
Österreichischen Hochschu len an .  S ie  weist auf d ie ständig steigende Anzah l  von 
Stud ierenden h i n  und regt weitere Reformen a n .  Aus Sicht der Europäischen Kommission 
könnte d ie kapaz itätsorientierte F inanzieru ng e in geeignetes I nstru ment sein, das auch zur  
finanzie l len Absicherung der Hochschulen beitragen würde.  D ie  Entwick lung e iner  
Stud ienplatzfinanzierung ist  i m  Regieru ngsprogramm vorgesehen. M it H inb l ick auf d ie 
weitere Konkretis ierung sol l  i m  Jahr  2017 entsch ieden werden, wie d ie  nächsten Schritte 
aussehen54 .  Bereits jetzt orientiert sich d ie  Mittelvergabe im Rahmen der Hochschu l raum­
Strukturm ittel an  den G ru ndsätzen der Stud ienp latzfinanz ierung (G l iederung a l ler  Stud ien i n  

49 39,1% der 30- b i s  34-Jährigen verfügen über einen tertiären Abschluss ( ISCED 201 1  Abschlussniveau 5 bis 8 )  
50 cf. Statistik Austria, 
( http ://www.statisti k .at/web _ dei statisti ken/ menschen _ u nd_gesel lschaft/bi Id u ng_ u nd_ku Itu r /forma I es_bi Id u n 
gswesen/u niversitaeten_studium/index.html) ;  23 .2 .2016 
51 cf. OECD; 2015, B i ldung auf einen Bl ick, Paris 
52 Die OECD hat erstmals auch BHS-Absolventlnnen (auf Grund der neuen Klassifiz ierung in  ISCED 2011) als a ls 
Absolvent innen des tertiä ren B i ldungssektors gerechnet, cf. Education at a Glance 2015, Tab. A3.3. 
5 3  cf. Statistik Austria, 2015, Statist isches Jahrbuch 2016, p.  139 ff. 
54 BMWFW, 2015, Der gesamtösterreichische Un iversitätsentwicklungsplan 2016-2021 
(http ://wissenschaft.bmwfw.gv.at/fi leadmin/user_u pload/wissenschaft/publ i kationen/2015_goe_UEP­
Lang.pdf) 
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s ieben Fächergruppen m it differenzierter Gewichtung; prüfungsaktive Stud ien a ls  wichtigster 
Vergabeindi kator) .  Für  den Zeitraum 2016-2018 wurden die Hochschu l raum-Strukturm ittel 
von 450 M io.  Euro auf 750 Mio .  Euro erhöht. 

4.5 Armut und soziale Ausgrenzung 

Im Jahr  2015 waren in Österreich nach Defi n it ion der Europa 2020-Strategie rund 1,55 1 .000 
Menschen armuts- oder ausgrenzungsgefährdet55. Das entspricht 18,3% der 
Gesamtbevölkerung. Im Vergleich zum Basisjahr  2008 ist d ie  Europa 2020-Zielgruppe 2014 
u m  rund 148.000 Personen zurückgegangen .  13,9% oder i nsgesamt 1, 178.000 Personen 
waren i m  Jahr  2015 armutsgefährdet, d .h .  das verfügbare Hausha ltseinkommen für e inen 
E inpersonenhausha lt betrug 1. 163 Euro pro Monat ( 12-ma l  im Ja hr) .  3,6% oder 
302.000 Personen waren von erheb l icher  materie l ler  Deprivation56 betroffen und 8,2% oder 
526.000 Personen lebten in Hausha lten m it ke iner  oder sehr  n ied riger Erwerbsintensität57. 
I m  Vergleich zu  2014 ist bei a l len  d rei Zielgruppen e in  Rückgang festste l l  bar. Am deut l ichsten 
ist er bei den Personen in H ausha lten mit keiner oder sehr geringer Erwerbsintensität sowie 
bei der G ruppe der erhebl ich materiel l  Deprivierten58. 
I nsgesamt waren  2015 380.000 (22%) K inder und Jugendl iche u nter 20 Jahren von Armut 
oder Ausgrenzungsgefährd u ng betroffen .  Bei den Erwachsenen (ab 20 Jahren )  s ind F rauen 
mit  e iner  Quote von 19% (648.000) häufiger betroffen a ls  Männer ( 16% bzw. 523 .000)59. 
Al le inerziehende und Personen in k inderreichen Fami l ien  sowie ä ltere Frauen60 s ind i n  
Österreich weiterh in  besonders armutsgefährdet. 
Armutsbekämpfung i n  Österre ich setzt aufgrund  der zah l reichen Wechselwirkungen bei 
mehreren Risi kofaktoren an. Durch den weiteren Ausbau eines hochwertigen und leistbaren  
Angebots für K inderbetreuung u nd Pflege sol l  i nsbesondere d ie  Erwerbsbetei l igung von 
Frauen gefördert werden .  Verfügbare statistische Daten zeigen deut l ich, dass in Fami l ien,  i n  
denen Frauen erwerbstätig s i nd ,  das  Arm utsrisiko s inkt .  Dies gi lt besonders ausgeprägt fü r 
Mehrpersonenhausha lte mit maxima l  2 K indern, wo das Ris iko der Armutsgefährd u ng von 

5 5  Gemäß EU-Definition gelten Personen als armuts- oder ausgrenzungsgefäh rdet, wenn mindestens eines der 
drei Kriterien zutrifft : (1) das Hausha ltseinkommen l iegt unter einer Armutsgefährdungsschwelle von 60% des 
nationa len äquiva l is ierten Medianeinkommens; (2 )  erhebl iche materiel le Deprivation; (3) Leben in  Haushalten 
mit keiner oder sehr niedrigen Erwerbsintensität 
5 6  Erhebl iche materiel le Deprivation l iegt dann vor, wenn mindestens 4 von 9 - auf EU-Ebene festgelegte -
Kriterien zutreffen :  I m  Haushalt bestehen ( 1 )  Zah lungsrückstände bei M iete, Betriebskosten oder Krediten; für 
den Haushalt ist es finanziel l  nicht möglich (2 )  unerwartete Ausgaben zu tätigen; (3) e inmal  im Jahr auf Ur laub 
zu fah ren; (4) die Wohnung angemessen warm zu halten; (5)  jeden zweiten Tag Fleisch, Fisch oder e ine 
vergleichbare vegetarische Speise zu essen; für den Haushalt i st  es n icht leistbar :  (6) ein PKW, (7)  e ine 
Waschmaschine, (8)  e in Farbfernsehgerät, (9) weder Telefon noch Handy. 
5 7  Als Haushalte mit keiner oder sehr niedriger Erwerbsintensität werden jene bezeichnet, in  denen d ie 
Erwerbsintensität der Haushaltsmitglieder im Erwerbsa lter ( 18-59 Jahre; ausgenommen Stud ierende) weniger 
als 20% des gesamten Erwerbspotenzials beträgt. Dieser Ind ikator wird nur für Personen unter 60 Jahren 
ausgewiesen.  
5 8  cf. Statistik Austria, Armut und sozia le  Ausgrenzung 2015; Stand :  14.4.2016 
( http://www.statisti k .at/web _ dei statisti ken/m enschen _und _gesel lschaft/ sozia les/ arm ut_ und _soziale _ eingl ied 
erung/index.html)  
5 9  cf.  Statistik Austria, Armut und soziale Ausgrenzung 2015; Stand :  14.4.2016 
(http://www.statist ik . at/web_de/statisti ken/menschen_und_geseIIschaft/sozia les/armut_und_sozia le_eingl ied 
eru ng/index.html) 
6 0  Betreffend Maßnahmen gegen Altersarmut bei Frauen siehe auch Kapitel 3, Länderspezifische Empfeh lung 
NO. 2 
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32% auf 5% s inkt, wenn d ie Frau erwerbstätig ist61 . E in weiterer wichtiger Aspekt i m  Kontext 
der Arm utsgefährd ung von Frauen ist das Lohngefä l le  bzw. der  lIgender pay gap" .  Auch d ie 
Europäische Komm ission greift diesen Punkt im Länderbericht auf. Laut Eurostat-Daten hat 
sich der lIgender pay gap" von 25,5% im Jahr  2006 auf 22,9%62 im Jahr 2014 verri ngert. 
Dam it hat Österre ich den zweitgrößten Loh n unterschied i n  der EU-28. Eine wichtige 
Vora ussetzu ng für E inkommensgleichheit ist E inkommenstransparenz.  Seit März 2011 
besteht daher d ie  gesetz l iche Verpfl ichtung zur Angabe des ko l lektivvertragl ichen 
M indestentgelts und der Bereitschaft zur  Ü berbezah lung in Ste l len inseraten.  Ergänzend zu 
d ieser Maßnahme wurde für Unternehmen ab e iner  besti mmten Anzah l  von 
M itarbeiter innen die Verpfl ichtung zur Erste l lung von E inkommensberichten eingefü h rt .  Seit 
2014 gilt die Verpfl ichtung für Unternehmen ab 150 Mitarbeiter innen .  Beide I nstrumente 
wurden im vergangenen Jahr  eva l u iert63. H insichtl ich der Wirkung von Gehaltsangaben zeigt 
sich e in  positives B i ld .  Geha ltsunterschiede zwischen Branchen werden dadurch besser 
sichtba r und  thematis ierbar. Die E inkommensberichte sind noch wen ig bekannt und  werden 
in U nternehmen bisher selten a ls Basis fü r weitere struktu re l l e  Maßnahmen genutzt. Trotz 
des hohen Umsetzungsgrades bestehen h insicht l ich der Wirkung auf d ie Stä rkung der 
E i nkommenstransparenz Verbesserungspotenz ia le fü r beide I nstrumente. 

Abbi ldung 4 :  Antei l  der Armutsgefährdung je  nach Erwerbstätigkeit der F rau64 

60% 

1096 

_ , Armutsgefährdung, wenn die Frau nicht erwerbsstätig ist 

� Armutsgefährdung. wenn die Frau erwerbstätig ist 
Quel le :  Sozialministerium 2015 

Um längerfristigen Nachtei len von K indern und  Jugendl ichen aus a rm utsgefä h rdeten 
Hausha lten und damit oftmals e inhergehenden sch lechteren B i ldungschancen  und -
ergebn issen gegenzusteuern, wird im b i ldungspol itischen Bereich verstärkt auf d iese 

61 cf. Sozia lmin isterium, 2015, Armut und sozia le Ausgrenzung. Kein Randphänomen, Wien 
62 cf. Eu rostat. Geschlechtsspezifischer Lohnunterschied (ohne Anpassung). G rund lage 
Bruttostundenverdienste. Provisorischer Wert für 2014 
63 cf. BM BF, 2015, E inkommenstransparenz. G leiches Entgelt für glei�he und gleichwertige Arbeit. 
Gehaltsangaben in  Stelleni nseraten und Erste l lung von Einkommensberichten :  Eva lu ierung der Umsetzung und 
Wi rku ng der Bestim m u ngen (https:/ /www.bmbf.gv.at/fra uen/ gsta m/ einkomm enstra nspa renz.pdf?56r3ym ) 
64 cf. Sozia lmin isterium, 2015, Armut und sozia le Ausgrenzung. Kein Randphänomen, Wien, p. 12 
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Zielgruppe geachtet (s iehe auch Kapitel  3, Länderspezifische Empfeh lung No.  2 und Ka pitel 
4.4). 
Ab Ju l i  2014 wurde d ie Fami l ienbe ih i lfe um 4% angehoben (die erhöhte Fami l ienbeih i lfe fü r 
erhebl ich beh inderte Kinder um 8,4%) und  d ie  Erhöhung ab 2016 und 2018 von jeweils 1,9% 
ist bereits gesetz l ich fixiert .  
Durch d iese Maßnahmen werden d ie Fami l ien mit rund  830 M io.  Euro zusätzl ich gefördert .  
Dabei  beträgt der Antei l an  Geschwisterstaffe lung bei der Fami l ienbeih i lfe rund 50 M io .  
Eu ro, wom it Mehrk indfami l ien besonders berücksichtigt werden .  

5 .  ESI-Fonds: Kohärenz zwischen den Finanzierungsprioritäten 2014 bis 

2020 und den auf nationaler Ebene gesetzten Europa 2020-Zielen sowie 

den Länderspezifischen E m pfeh l u ngen 

Die inha lt l iche Ausrichtung der österreich ischen ESI-Fondsprogramme orientiert sich an den 
Zielvorste l lungen der EU-Kohäsionspol it ik (wi rtschaftl iche, soz ia le und territoria le  Kohäsion ), 
der Gemeinsamen Agrarpol it ik und  den Zielsetzu ngen der EU-2020-Strategie i m  Rahmen des 
intel l igenten, nachha ltigen und i ntegrativen Wachstums.  D ie österre ich ischen  Programme 
für den EFRE (e insch l ießl ich der Programme der Fördersch iene "Europä ische territor ia le 
Zusammenarbeit"),  ESF und ELER le isten e inen Beitrag zu a l len nat ionalen EU-2020-Zie len .  
So setzt das österreichweite EFRE-Regionalprogram m  2014-2020 se ine Prioritäten u nter 
anderem auf d ie Stärkung von Forschung, technologischer Entwicklung und I nnovation (auch 
im Zusammenhang mit der  Stä rkung der Wettbewerbsfäh igkeit von KMUs)  sowie auf d ie 
Steigerung der  Energieeffiz ienz und  Anwend u ng erneuerbarer Energien und  i n  
Unternehmen.  H ingegen l iegen d ie Schwerpunkte des  ESF-Programms 2014-2020 auf der  
Förderung nachha ltiger und hochwert iger Beschäftigung, der I nvestition i n  B i ldung, 
Kompetenzen und  lebenslanges Lernen sowie auf der Förderung soz ia ler  E i ngl iederung und  
Armutsbekä m pfung. Dabei sol l  d u rch den E i nsatz von ESF-M ittel e i ne  
gleichste l lungsorientierte Erwerbsbete i l igung und berufl iche Weiterentwick lung von F rauen, 
d ie  ( Re-) I ntegration von ä lteren Arbeitnehmer i nnen, d ie  forma le  Höherqua l ifiz ierung von 
gering qua l ifiz ierten Personen und  B i ldungsbenachtei l igten sowie die Verringerung der Za h l  
von Sch u l abbrecherinnen ( i nsbesondere be i  benachtei l igten G ru ppen von Jugend l ichen)  
gefördert werden (s iehe auch Länderspezifische Empfeh lu ng No.  2 ) .  I m  Rahmen des 
österre ich ischen  HER-Programms 2014-2020 sol len auch Beiträge zur  Erreichung des 
Emissionsreduktionszie ls, zur  Erhöhung des Antei l s  erneuerbarer Energien und  zur  
Absicherung von Beschäftigung im länd l ichen Raum gele istet werden.  Erstmals  können m it 
dem Programm auch soz ia le Dienst leistu ngseinrichtungen i m  l änd l ichen Raum,  u .a .  zu r  
K inderbetreuung und zur  Pflege, gefördert werden.  

6. I nstitutionel le Aspekte 

Das Nat iona le Reformprogramm 2015 wurde am 21 .  Apri l  2015 vom M in isterrat 
verabsch iedet und dem Österreichischen Parlament am 27. Apri l 2015 als Bericht der 
Bundesregierung zur geschäftsmäßigen Behand lung vorgelegt . Der Budgetausschuss hat das 
Nationa le  Reformprogram m  in  öffent l icher Sitzung i n  Verhand lung genommen und mit 
Sti mmenmehrheit zu r  Kenntnis genommen.  
Die Länder  und  Gemeinden tragen in i h ren Zuständ igkeitsbereichen zur  Erreichu ng der  
nat ionalen Europa 2020-Zie le und  zur U msetzung der Länderspezifischen Empfeh lungen be i .  
Dort, wo Kooperat ionsmögl ichkeiten zwischen Bund und  Ländern exist ieren, wurden 
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Vere inbarungen i m  Wege des Artikel  1Sa B-VG getroffen .  Diese Vere inbarungen b inden 
sowohl  den Bund a ls auch d ie  Bundesländer .  Der  i nnerösterreich ische Stab i l itätspakt (ÖStP 
2012) regelt darüber h inaus  d ie  i nnerstaatl iche H ausha ltskoord in ieru ng, d ie  mitte lfristige 
Orientierung der Haushalte und d ie Auftei l ung von Defiz itquoten und  Sanktions lasten.  
Maßnahmen, d ie  ausschl ießl ich in  den Verantwortu ngsbereich der Länder fa l len,  können 
beispie lhaft i n  Annex 2, Tabel le 2 nachge lesen werden .  
D ie  spez ifischen Maßnahmen der  Länder zur  Umsetzung der  Länderspez ifischen 
Empfeh lungen s ind in Annex 2, Tabel le 1 zusammengefasst. Die Dokumentation erhebt n icht 
den Anspruch auf Vol lständigkeit, aber sie erlaubt e inen E inb l ick in d ie 
Umsetzungsfortsch ritte auf Landesebene. 
Die österreich ische Bundesregierung ist bem ü ht, d ie  Europa 2020-Strategie in  enger 
E inb indung der Länder, Regionen und  Gemeinden sowie der Sozia l partner und  a l ler 
relevanten I nteressensvertreter umzusetzen.  Der gemeinsame Beitrag der Soz ia lpartner zum 
Nationa len Reformprogra mm findet sich i n  Annex 2 ,  Tabe l le  3 .  
Die E inb indung der Zivi lgesel lschaft i n  den Europa 2020-Prozess findet i n  Österreich im 
Verantwortungsbereich der jewei l igen Ressorts statt. Gemäß den österreichischen Standards 
der Öffent l ichkeitsbete i l igung ist man bemüht, Betei l igungsprozesse möglichst frü hzeitig 
anzusetzen, um den bestehenden Gesta ltu ngsspie lraum entsprechend zu n utzen .  
H insicht l ich der Maßnahme im Bereich des Europa 2020-Zie ls zu r  Armutsbekäm pfu ng wird 
auf d ie  IIÖsterreich ische Plattform zur  Begleitung der U msetzung des nationalen Europa 
2020-Zie ls  zur  Bekäm pfung von Armut und soz ia ler Ausgrenzung" verwiesen. In ihr s ind a l le  
maßgebl ichen Akteur innen und  Akteure e ingebunden .  D ie  Plattform trifft s ich m indestens 
zwei Mal pro Jahr  und garantiert som it e inen dauerhaften Dia log. 
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